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Meine Herren! 25 Jahre sind es demnächsther. seit dem ich ^m Pr^mzmlve^
resp, dem Provinzialansschuß angehöre. Ich habe mich während der 25 ^ahre stets bemüht
mein ganzes Können nnd meine Leistungsfähigkeit in den Dienst der Provinz zu st llm. Es w,
mir eine hohe Aufgabe sein, auch fttr die fernere Zeit demselben Ziele ,ne,ne schwachenKräfte zu
weihen.(Lebhafter Beifall.) ,, . «. 5, ^> <^^^

Vorsitzender Becker: Dann, meine Herren, ist anch dieser Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum sechsten und letzten Gegenstand der Tagesordnung:

Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eu.gegangenen Vor-

Ich habe Ihnen bereits, meine Herren, bei dem Vortrag dieser Vorlage sogleich die Ent¬
scheidung anheimgegeben, die Sie ja auch Ihrerseits gebilligthaben.

Damit ist meines Erachtens auch dieser Gegenstandder Tagesordnnngerledigt. A er ich
bitte noch für ein paar Worte um Ruhe. Ich habe Ihueu noch euie Mitteilung zu mache.

Wir habeu auch in dieser Tagung Ersatzwahlenfür den Provinzialansschußzu ta g
die ich Freitag auf die Tagesordnung zu setzen beabsichtige. Ich mochte daher ^beteiligte.
Bezirk bitte... sich rechtzeitigüber Vorschläge für die Ersatzwahlen zu «"ständigen ^ch habe d e
Absicht, iu jedem Falle am Donnerstag nach der Sitznng eine kurze Besprechung des Provn,^
landtages zu veranlassen,damit anch Sie Ihrerseits von diesen Vorschlägen Kennt,,, erhalten nd
damit bei der Wahl selbst keinerlei Meinuugsverschiedeuheit mehr auftreten kann sonderndam. . .
wenn sie überhaupt vorhanden ist. schon in der Vorbesprechung zum Austrage gebracht werden tan».
Ich hoffe, dieses Vorgehenmeinerseitsfindet Ihren Beifall.

Ein Widerspruchwird dagegen nicht laut. Dann werde ich

sind wir am Ende uuserer heutigen Sitzuug, die ich hiermit schließe. Die nächste S.tzung findet
also Ihrem Beschlusse von gesterngemäß am Mittwoch um 12 Uhr statt.

(Schluß 1 Uhr 35 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Mittwoch, den 13. März 1907.

Beginn 12 Uhr 30 Minuten.

2. An7ra7der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für deu Pr°"inMllaudtag, den Provinzial^
ausschuß und die Zentralverwaltuugsbehördefür das Rechnungsjahrvom 1. upru i^< 01.
31. März 1908.

3. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplau
.) zur Zahluug von Pensionen :e. an Provinzialbeamteuud von Witwen- und Waisen-

geldern sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene,
6
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d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengeldern
au nicht rnhegehaltsbcrechtigteAngestellte und Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,

o) über die Dr. Klein-Stiftung
für das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

4. Autrag der I, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusseszu der
Petition von Prooinzialbcamten um Bewilligung des Wohnungsgeldzuschusses der Klasse ^ für
die iu Düsseldorfctatsmäßig angestellten Beamten.

5. Antrag der II. Fachkommission zu deu Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstummeuaustaltc»
zu Aachen,Brühl, Cüln, Elberfeld, Essen, Kempen,Ncuwied und Trier, sowie über die Ver¬
wendung der Wilhclm-Augusta-Stiftung, des Unterstützuugsfondsder früheren Vereins-Taub-
stummeuaustalt zu Cöln und des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für das
Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

6. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzinl-Blindenanstaltcn zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus) sowie über deu Untcrstütznngs-
fonds für Blinde für das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

7. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erweiterung und den Umbau der Pruviuzial-BIiudeuaustaltin Düren.

8. Antrag der II Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
Abändern»«, einiger Bestimmungendes Reglements über die Aufnahme uud Entlassung der der
Fürsorge des RheinischenProvinzial- (uud Landarmen-) Verbandes anheimfallendenGeistes¬
kranken, Idioten, Epileptische», Taubstummenuud Blinden in und ans öffentlichen und privaten
Anstalten, sowie über die Einrichtung, Leitung und Beaufsichtigungder Rheinischen Provinzial-
^ -, i. ^« ^ ^ 7- Februar 1899,Heil- uud Pflegen»stalte» vom 7,—^-? ------??^?^^ ^, .' , ^ Oktober 1899.

9. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über das Hcbammeuwejei! einschließlichder
Hebammenlehraustaltenzu Cüln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 190?
bis 31. März 1908.

10. Autrag der II. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Nenbau einer Proviuzial-Heil- uud Pflegeanstalt.

11. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rcchnuugs-
vom 1. April 190? bis 31. März 1908.

12. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition von 12 Landessekretcire» bezw. Obersekretären
wegen cmdcrweitcr Regelung ihrer Gchaltsverhältnisse.

13. Antrag der I. Fachkommission zur Petition von Sekretären der Rheinische» Prouinzialverwaltmig
wege» Nachzahluugdes ihnen infolge Beschlusses des 46. Proviuzinllandtagcsvom 16. Februar
1906 entstandenenGehaltsansfalles.

14. Antrag der I. Fachkommission zur Petition von Bureanassistentender Rheinischen Pruvinzial-
viuzialverwaltungwegeu Erhöhung des Anfangsgehaltesund der Alterszulagen.

15. Antrag der I. Fachkommissionzur Petition der Hilfsschreiber bei der Landes-Versichcruugsanstalt
wegen Anstellung.

16. Antrag der I. Fachkommission zn der Petition des Stmßenanfschcrs a. D. Weber in Aachen,
welcher um Aufhebungder gegen ihn ausgesprochenen Dicustkündiguug bittet.

17. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Gehaltsuerhältnisseder Werkmeister an deu Pruvinzialanstalten.
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18. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erhöhung des Mindestgehaltesder Taubstummen- und Blindenlehrer, der Taubstummen-
und Blindcnlehrerinnen,der Lehrer und Lehrerinnenan der Anstalt für EpileptischeIohannisthal.
sowie der Direktoren der Provinzial-Taubstnmmen-und Blindenanstalten.

IN. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
eine Aenderung des § 6 der Bestimmungenüber die Besoldungen der Provuizialbeamtcn.

20. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltnugskostcn des Genossen-
schaftsvorstandesder Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 180? bis 31. Dezember1907. « >. <>

21. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses. betreffend die
Bestellungvon Amtskantionenseitens der Provinzialbeamtender Rheinpruvmz.

22. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besoldungenuud audcreu persön¬
lichen Ausgaben für die

^.. bei der Landcs-Berfichcrungsanstalt„Rheinprovinz".
L. bei den Schiedsgerichten für Arbeiterversicherung beschäftigten Provinzialbeamteu

für das Kalenderjahr vom 1. Iannar 1907 bis 31. Dezember 1907.
23. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Proumzialausschusses, betreffend

die Uebersicht über den Eisenbahufondsund die Förderung von Bahnunteruehmungen.
24. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht des Provinzialansschnsfes,betreffend die soge¬

nannten gleislosenelektrischenStraßenbahnen.
25. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses. betreffend

die Aufnahme einer Anleihe znm Ankauf von Basaltsteiubrüchen für die Zweckeder Provmzml-
straßen-Verwaliung. ^ .. ^ «« ^ ^

26. Antrag der I. Fachkommission znm Bericht des Provinzialausschusses.betreffend Maßnahmen,
welche infolge Vermehrungder Zahl der ProvinziallandtagZ-Abgeordnetennotwendig werden

27. Antrag der IV. Fachkommission znm Haushaltsplan für die Verwaltungder landwirtjchaftlnheu
Angelegenheiten nebst

Anlage ^., Voranschlagfür die Prooiuzial-Weiu- und Obstbcmschulezu Trier.
Aulage L. Voranschlagfür die Proviuzial-Wcin- und Obstbaufchule zu Krcuzuach,
Aulnge 0, Voranschlagfür die Proviuzial-Weiu- und Obstbauschule zu Ahrweilcr,

für das Rechuungsjahrvom 1. April 190? bis 31. März 1908.
28. Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur

Gewährung von Vichentschädigungen infolge:
a) von Rotz und Lnngensenche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880. betreffenddie Abwehr

uud Unterdrückung von Viehsenchen. nnd Ausführungsgesetz vom 12. März 1891)
d) von Milz- nnd Nanschbrand(Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung

für an Milz- und Rauschbrandgefallene Tiere),
für das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908. , ^ .

29. Antrag der III. Fachtommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses. betreffend
den Antrag der Handelskammerzu Coblenz. „das Gesetz vom 18. August 1902. betreffend
die Vorausleistungeuzum Wegebau, für die Rheinprovinzaußer Wirkungzn setzen".

30. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Anschaffung eines Kraftwagens für Dienstzwccke.

31. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.betreffend
Nachsuchuug eines neuen Privilegs zur Ausgabe von Rheinprovinz-Anleihescheinen.
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32. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Landesbank
der Rheinprovinzfür das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31, März 1908,

33. Antrag der II, Fachkommission zu dein Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2, Juli 1900 sowie Voranschlag für die Fürsorgeerziehungs¬
anstalt Fichtenhainfür das Rechnungsjahrvom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

34. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Autrag des Provinzialansschnsses,betreffend
die Errichtung weiterer RheinischerProvinzial-Erziehnngsanstaltenfür ältere Fürsorgezüglinge
männlichenGeschlechts, katholische» und evangelischen Bekenntnisses.

35. Antrag der II, Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Rheinische Provinzial-Erzichungsanstalt für fchulentlafscneFürsorgezöglinge männlichen
Geschlechts und katholischen Bekenntnisseszu Haus Fichtenhain bei Crefeld.

36. Antrag der II. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,be-
treffend Erlaß einer Hausordnung für die Fürsorgeerziehungs-AbteilungFreimersdorf zu
Brauweiler,

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 11, d. Mts. liegt auf den: Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Dr. Momm

und Snethlage.
Wir kommen zn den Eingängen.
Der Vorstand des Rheinischen Gemeindeförster - Vereins bringt seine Petition vom

1. März 1905 wegen Regelung der Verhältnisse der Gemeindeförsterin einer Eingabe vom
10. März d. Is. in Erinnerung und bittet, der Proviuziallaudtag möge der schon seit 1890
schwebendenFrage der Neuorganisationder Gemeiudeforst-Verwaltung,verbunden mit eiuer zufrieden¬
stellenden Besoldungder Gemeindeförstcr,näher treten und endgültig beschließen.

Dem Provinziallaudtag liegen in derselben Angelegenheitein Bericht des Provinzial¬
ansschnsses — Drucksache Nr. 35 — und eine Petition des Gemeinde-Obcrfürster-Vereinsvor,
welche der IV. Fachkommission überwiesen sind. Ich schlage deshalb vor, auch diesen Eingang der
IV. Fachkommission zuzuweisen.

Bedenken werden nicht laut. Dann stelle ich Ihr Einverständnis fest.
Von Seiner Exzellenz, dein Herrn Landtagskommifsariusist mitgeteilt worden, daß die

Herren AbgeordnetenKanuengießerwegen Trauerfalles für den 10, März, Blank ebenfalls für den
10, d. Mts., Ren6 von Boch, Krümmer für die ganze Woche, Werth für die nächsten Tage ihre
Verhinderung augezeigthätten.

Es ist eingegangen ein Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses, betreffend die
Wahl eines oberen ärztlichenBeamten (Landes-Medizinalrats).

Diese Vorlage ist in der I. Fachkommission bereits erledigt und wird mit den übrigen
Wahlen auf die Tagesordnung für die Plenarsitzungam Freitag kommen.

Für die Wahl der Kommissare zur Reutenbanksind vor der Besprechung am Donnerstag
Vorschlägezn machen. Sie werden von den Mitgliedern des Provinziallandtages, die auf der
rechten Rhcinseite gewählt sind, auszugehenhaben, da die Rentcnbnnk ihre Tätigkeit nur auf die
rechts des Rheins gelegenen Teile der Provinz erstellt.

Bisher waren KommissareHerr Landrat Freiherr von Loe in Siegburg, Regierungs¬
präsidentFreiherr von Hüvel in Coblenz, Stellvertreter Gutsbesitzer Kirchmann in Borbeck, General¬
direktor Schulz-Briesenin Düsseldorf.
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Die Gewähltenmüssen dem Provinziallandtagc angehören. Es tonnen demnach die Herren
Freiherr von Lo8 und Schnlz-Bricscnnicht wiedergewählt werden, weil sie den, Provinziallandtage
nicht mehr angehören. Daher empfiehltes sich sehr, daß die Herren Abgeordneten von der rechten
Rheinseite zusammentreten,nm sich über geeignete Vorschläge von Nachfolgern der beiden nicht mehr
wahlfähigen Herren schlüssig zn machen. (AbgeordneterGraf Bcissel von Gymnich: Zur
Geschäftsordnung!)

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf Beissel von Gymnich.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Die Wahl ist früher stets

durch die Fachkommission vorbereitet worden, und zwar so, daß die Fachkommissiondem hohen Hause
Vorschläge machte, zu deuen aus dem Plenum heraus daun eventuell Abänderungsvorschläge gemacht
wnrden. Auch diesmal hat die I. Fachkommission die Frage schon der alten Gepflogenheitent-
sprechendbehandelt und Vorschläge gemacht;nnd einen Berichterstatter ernannt. So glaube ich, daß
die Vorbesprechung der Mitglieder des hohen Hauses gar nicht mehr notwendig sein wird.

Vorsitzender Becker: Wenn das der Fall ist. daß die I. Fachkommission sich schon über
die Vorschläge schlüssig geworden ist, so ist die Vorbesprechung nicht nötig. Es würde der Gegen¬
stand aber doch auf die Tagesordnung gesetzt werden müssen,und dann mühte ein Berichterstatter
aus der I. Fachkommission ernannt werden. (AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Ist
auch schon ernannt worden!)

Dann würde das also einfach auf die Tagesordnung kommen. Der Gegenstandist also
damit erledigt.

Dann kommen wir zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplau für den Provinzial¬
landtag, den Provinzialausschuß und die Icutralverwaltungsbehorde für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1907 bis 31. März 1908.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Dr. Neuen Du Munt, dem ich das Wort gebe
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven Du Mont: Meine Herren! Der Haushaltsplan

des Proviuziallandtages. Proviuzialausfchussesund der Zeutralverwaltuug schließt nach den Ihnen
vorliegenden Drucksachen mit einer Gesamtsumme von 561700 Mark ab. DiesemBetrage s,nd in
Einnahmen nnd Ausgaben seiteus der I. Fachkommission ans Antrag des Provmzialausschusses noch
2000 Mark hinzugesetzt worden, die ich gleich motivierenwerde, so daß der Hanshaltsplan jetzt
mit 563 700 Mark in Einnahme und Ausgabe abschließt. .

Zu den Einnahmen ist nur sehr wenig zu bemerken. Zunächst sind dieselben ein llem
wenig vermehrtdurch eine Mehreinnahmean Miete von 3670 Mark aus der Vermietungdes Hauses
Elisabethstmße9, desseu Ankauf Ihnen im Verlauf der jetzigen Tagung noch vorgeschlagenwerden
wird. Da man auf die Zustimmung des Provmziallandtages zu diesem Anlauf rechnet, so sind
diese Einnahmen in den Haushaltsplan eingesetzt. . », . >. «,

Ins weitere sollen unter dem Posten auf Seite 26 Titel II Verwaltungsbeitragder Pro.
für die Leitung und Kontrolle der Anstalt mcht mehr von dieser

Anstalt 12 000 Mark an diesen Haushaltsplan abgeführt werden, fondern 14 000 Mari, welche
nachher in den Ausgaben auch für diese Verwaltung wieder zur Verwendung kommen

Die Ausgaben haben sich in diesem Haushaltsplan vermehrt, in der Hauptsachedurch die
auf Grund der Besoldungsregulativeeintretenden Alterszulagen uud hier und da auch durch d,e
vermehrtenStellen, die bewilligt worden sind. Auf diese Einzelheiten einzugeheu, wird ja von dieser
Stelle aus nicht notwendigsein.
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Es soll aber dann auf Seite 28 unter Titel III 2 ein Posten von 2000 Mark, der dein
Einnahmeposten,der eben erwähnt »norden ist, entspricht, eingefügtwerden, und zwar für die Ver¬
tretung des Herrn Laudeshanptmauns bei den Geschäften der Provinzial-Feuer-Versichcrungsanstalt,
weshalb denn anch die 2000 Mark von dieser Anstalt an diesen Hanshaltsplau abgeführt werden.

Im weiteren ist von befundereu Gehaltserhöhungennoch zu erwähnen, daß die I. Fach¬
kommission sich einverstanden erklärt hat, ans den Antrag des Provinzialnnsschiisscsdas Gehalt des
Herrn Landesrat Kehl von 11000 auf 12 000 Mark zu erhöhen,wodurch er dann mit dem Herrn
Vurster gleichgestellt wird. Ferner soll das Gehalt des Herrn Landesbaurats für Tiefbau Görz
von 13 000 auf 13 500 Mark erhöht werden. Es soll aber gleichzeitig die Bemerkungam Schluß
der Seite 31 gestricheu werden, so daß also weitere Vermehrungen dieses Gehaltes nicht einfach
infolge des heutigen Beschlusses eintreten, sondern daß bei einer weiterenVermehrungdieses Gehaltes
der Provinzinllandtag selbst zn entscheiden hat.

Es soll dann in die 12. Stelle der Landesräte, das heißt in die durch den Austritt des
Herru Landesrats Vorster als Direktor der Provinzial-Feuer-Versichernngsanstaltfrei gewordene
Stelle, nach dem Wunsche des PruoinzialansschnssesHerr Dr. Bussen berufen werden, der ja
bereits bei der Landesverwaltuugaugestelltist. Er muß aber, da er jetzt in eine Landesratsstelle
einrückt,noch von diesem hoheu Hause selbst gewählt werden, und eine diesbezügliche Vorlage wird
Ihnen noch zugehen. Sein Gehalt ist aber unter dem Vorbehalt, daß Sie diese Wahl tätigen
werden, auf 6000 Mark mit den reglemcutmäßigcnZulagen festgesetzt.

Ein weiteres hat die I. Fachtommissionzu diesem Haushaltsplan zn bemerken nicht für
notwendig befnnden, nnd ich schlage Ihnen daher vor, denselben mit der Maßgabe zu genehmigen,
daß auf Seite 31 der letzte Absatz gestrichen wird.

Vorsitzender Becker: Wünscht zu der Vorlage jemand das Wort? — Das ist nicht der
Fall, Dann darf ich die Verhandlung schließen und feststellen,daß das hohe Hans deni Antrage
der I. Fachkommission beigetretenist.

Es kommtder nächste Gegenstand:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
») znr Zahlung von Pensionen ?c. an Provinzialbeamte und von Witwen-

nnd Waisengeldern sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen) uud Witwcu- und

Waisengeldern an nicht ruhegehaltsberechtigte Angestellte nnd Arbeiter
bezw. deren Hinterbliebene,

o) über die Dr. Klein-Stiftung
znr Verhandlung.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Nevcn Du Mont.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven Du Mont: Meine Herren! Der Etat, der sich

auf Seite 48—63 des Haushaltsplans befindet, ist ein Etat, der zu sehr wenig Bemcrtuugeu
Anlaß gibt, da er fich lediglich aus allen den einzelnen Posten zusammcnfetzt, die von den einzelnen
Anstaltenan diesen Etat abgeführtwerden. Er beruht also ans Einzeletats, die Sie zu genehmigen
nachher Veranlassnng haben werden. Er schließt in Ausgabe uud Einnahme mit 565 200 Mark
ab uud hat also ein Mehrbedürfnis von 52 300 Mark. Dazu treten für das Mchrerfurdernis noch
1426 Mark eigene Einnahmen dieses Etats hinzu.

Die Steigerung erklärt sich aus der Vermehrung der Stellen und aus der Erhöhung der
Gehälter, die Sie im einzelnen beschlossenhaben.
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Ein weiteres ist seitens der I, Fachkommission zu diesem Etat nicht z» bemerken. Ich
darf daran wohl gleich den Bericht über die Versetzung der in Düsseldors befn.dl.cheu Be¬
amten der Provin ialverwaltnng in die Servisklasse ^ mychlußen. Wu Su m.s den
Ihnen mitgeteiltenDrucksachengesehen haben, steht die Stadt Düsseldorf unter deujemgen Laoten,
über die der Staat eine genaue Untersnchuug der Wohuuugsmietsverhältn.sse gemacht hat an v.erter
Stelle, nnd sie steht höher als z, B. selbst die Stadt Cöln, Wenn nm. auch bere.ts .m preuß.schen
Landtage an eknndigt worden ist. daß der Staat beabsichtigt, demnächst du Serv,s«erhaltmssesen.er
Beamten in anderer Weise zu ordnen, das heißt, die Bezüge zu erhohen so hat och d.e Pr°«n.o" '
oerwaltnug es nicht für richtig befunden, ihre sämtlichenBeamten ans duse f")°hnng «n nach u
Jahre warten zu lassen, sie schlägt Ihnen vvr. wenigstens den Wohuungsgeldznschufür d'e Beamte
in Düsseldorf und zwar für die höheren um 240 Mark uud für die nuttlerenBeamten um 108 Mm
in diesem Etatsjahr zn erhöhen. Es hat sich das als um so notwendiger erwusen."nl du St t
Düsseldorf, wenigstensfür die höheren Lehrer, mit einer derartigen ^ ohnng es Wohnuugsg -
znschusses schon vorgegangenist. Die für diese Erhöhung, wenn Sie su besuchen ollteu not¬
wendigenMittel sind aber in den diesjährige»Etat uicht eiugesetzt.und ste w«m daher e.itwew
über den Etat zn verrechnen sein oder aber sich in der Hauptsachewohl durch Mehrergebn.s e der
einzelnen Etats der Provinzial-Fenerversichernngsanstalt.der Landesbank,der land.mrtschaftl.chen
Berufsgeuossenschaft. der Landesversichernngsanstalt usw. decken,so daß dauu te.ne besouderen Ans-
Wendungen seitens des Landtages für diese Bewilligungenerforderlich sem wurden

Im Namen der I. Fachtommission bitte ich Sie daher, d.e Erhöhung des Wohnungsgeld
znschussesum die vorher genanntenBeträge zn genehmigen. m»^„>,

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemandznm Wort dann schluhe .ch d.e Verhand-
lung und stelle Ihr Einverstäudnismit dem Vorschlag Ihrer I. Fachkomm.sstou fest.

Wir qehen zum GegenstandNr. 5 der Tagesordnungüber:
A g'" ^Fachkommission zu den
Tanbstummenanstalten. sowie über die «erwendnng der W.lhe n-^
Stiftnng. des Unterstütznngsfonds der früheren Vere:ns-T^b sum^
anstalt zu Eöln und des Unterstützungsfonds für eutlas eue Taubstumme.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Ioesten dem ich ^s Wort gebe
Berichterstatter AbgeordneterDr. Ioesten: Me.ne Herren! Be. Trtel « Nr. 7 st m

den Haushaltsplänen der Provinzial-Tanbstnmmenanstaltensowu über du Verwenun ' ».
Augcha-Stiftnng. des Unterstütznngsfondsder früheren ^" s «
des Unterstützungsfondsfür entlassene Tanbstnmmeein Mehrzuschußvon 22 510 Mark emgestellt

"'' Bei den Besoldnngen ergibt sich ein Mehrbedürfnis von 8232 Mark.
Es erreicht dies aber noch nicht die nach dem Besoldungsplauam 1. A" 1907 e^

tretenden Gehaltsverbesserungen des vorhaudeuenLehrpersonalsnut 9300 Mark Dmch d H.
scheiden des Direktors Schulrat CüPPers. welcher das Höchstgehalt
mehrerer Taubstnmmenlehrer.sowie die Verwaudluug vou Lehrerstellen «'^^ ' m ^
Ausgabe so viel geriuger geworden,daß es auch noch möglich war, m d n Tanbstummenanstalten
^Aachen und Nm3 je eüu n ne Lehrerinstellemit dem Anfaugsgehalte.nzunchteu^ Be. den

nderm per^^ °w Mehrausgabe von 3220 Mark vorgesehen werben müsse.
Im Titel III für sächlicheund sonstige Ausgabe« ist eine Mehrausgabevon zusammen13 058 Mark
zu finden.
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Hiervon entfallen auf Beköstigung 7900 Mark, auf Uteufilien und Unterrichtsmittel350
Mark, auf Heizung,Beleuchtung,Reinigung 3800 Mark, auf Krankenpflege und Arzneien50 Mark,
auf Unterhaltung der Gebäude 150 Mark, auf Iustruttiousreisen des Lehrerpcrfouals 100 Mark
und auf sonstige Ausgaben der Rest der 13 058 Mark.

Die Mehrausgaben für das Taubstummenwcsenbetragen somit zusammen 24 510 Mark.
Durch eigene Mehreinnahmen der Anstalten werden gedeckt 2000 Mark; somit bleibt der oben
erwähnte Mehrzuschußvon 22 510 Mark.

Die II. Fachkommission bittet Sie, den Haushaltsplan nach der Vorlage zu genehmigen.
VorsitzenderBecker: Anch hier scheint Einverständnis zu herrschen. Es meldet sich

niemand zum Wort, dann schließe ich die Verhandlung und stelle ihre Zustimmung zu dem Vor¬
schlage Ihrer II. Fachkommissiou fest.

Wir kommen zum Gegenstand6:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Pruvinzial-
Blindenanstalten.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Ioesten.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Ioesten: Meine Herren! Hier wird ein Zuschuß

verlangt, der um 4440 Mark geringer ist wie im Vorjahre. Verursacht ist die Minderforderung
durch den Ausfall eines erheblichen Postens in der Ausgabe. Unter Titel III, Nr. 5 ist eine
Minderausgabe von 10 000 Mark vermerkt. Diese 10000 Mark waren im vorigen Jahre ver¬
wendet worden zur Neueindeckung des Daches und zur Sicherung der durchlässigen Giebel. Die
Arbeiten siud ausgeführt, mithin kommt dieser Ansgabepostenin Wegfall.

Im übrigen sind die Einnahmen um 1900 Mark höher eingesetzt, die Ausgaben um
4294 Mark. Von diesen Mehrausgaben in Höhe von 4294 Mark fallen auf die den Ccllitinueu
zu gewahrenden Entschädigungen für die Beköstigung der Pfleglinge, für die Bekleidung der Pfleglinge
und für die Unterhaltung des Mobilars im ganzen 3300 Mark.

Auch hier empfiehltIhnen die II. Fachkommission, dem Antrage auf Genehmigungdes
Haushaltsplans beizustimmen,

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und stelle Ihr Einverständnismit dem Antrage der II. Fachkommission fest.

Wir treten in die Verhandlung des GegenstandesNr. 7:
Antrag der II. Fachkommifsion zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Erweiterung und den Umbau der Provinzial-
Blindenanstalt in Düren.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteIoesten.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Ioesten: Meine Herren! Die stark anwachsende Be¬

legungszifferder Provinzial-Blindenaustllltin Düren, verbunden mit den offenbarenMängeln der
Gebände der Anstalt, die ursprünglich als Departemental-Irrenanstalt gedachtwar, haben schon
seit langer Zeit deren Erweiterung und Ausban nach neuzeitlichen Grundsätzen als sehr erwünscht
erscheinen lassen.

Als die Anstalt im Jahre 1876 eröffnetwurde, hatte sie 95 Zöglinge. Bis Ende März
1895 wuchs die Zahl auf 156. Aus diesem starken Anwachsen ergab sich bereits damals die Not¬
wendigkeit, für eine erheblichweitere Ausgestaltung der Anstalt Sorge zu tragen oder neben ihr
eine zweite Blindenanstalt zu errichten.
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Der 39. Provinziallandtag erkannte in seiner Sitzung vom 4. Mai 1895 ausdrücklich an,
daß die Anstalt in Düren überfüllt sei, und beschloß den Bau einer zweiten Anstalt für evangelische
Alinde, die im Jahre 1899 in Ncnwiedmit 55 Schülern eröffnet wurde.

Neben der Blindenanstalt wurde im Jahre 1882 ein kleiner Neubau errichtet, der zur
Aufnahme von blinden, über 20 Jahre alten Arbeitern diente. Als im Jahre 1897 die Schüler¬
zahl anf 172 stieg, mußte dieser Neubau für die Zwecke der Schule mit in Anspruchgenommen
werden, wodurch Raum für etwa 20 Schüler geschaffen wurde. Die zwei Jahre spater erfolgte
Eröffnnug der NeuwiederAnstalt hatte in Düren zwar ein Sinken der Schülerzahl von 190 auf
138 zur Folge, doch war diese Minderung nur von sehr kurzer Dauer, da die Zahl in den sechs
Jahren bis zur Gegenwart wieder auf 181 anwuchs. Die Verhältnisse liegen heute also ähnlich
wie im Jahre 1895.

Die Schule ist au der Grenze ihrer Aufnahmefähigkeit augelaugt. Dabei ist mit Sicher¬
heit vorauszusehen,daß in den nächsten Jahren die Aufnahmegesuche in besonders verstärktem Maße
sich mehren werden, da der Herr Ober-Präsident durch Erlaß vom 26. Mai 1906 die Königlichen
Regierungen angewiesenhat, alljährlich eine genaue Nachweisung der in das schulpflichtigeAlter
eintretendenblinden Kinder aufstellen zu lassen und der Provinzialuerwaltung zwecks Einschulung
der Kinder zu übermitteln.

Die Mißstände, die in der Blindenanstalt herrschen, lassen es als unumgänglich notwendig
erscheinen, eine baldige umfangreiche Erweiterung und Umgestaltungder Anstalt unter möglichster
Wahrung der vorhandenenBauten in Aussicht zn nehmen. - - Die Art der Erweiterung näher
auszuführenkann ich mir wohl ersparen; sie ist in der Drucksache Nr. 17 ausführlichauseinandergesetzt.

Es ist anzunehmen,daß die Anstalt nach Ausführung der iu der Drucksache beschriebenen
Erweiternngs- und Umbauten, deren Gesamtkosten auf rund 330 000 M. veranschlagt werden, für
absehbare Zeit allen Bedürfnissen genügen und gleichzeitigin die Reihe der auch nenzeitlichen
Ansprüchenvom pädagogischen und hygienischen Standpunkte aus gerecht werdenden Anstalten ein¬
rücken wird.

Der Pruvinzialausschußbeantragt demnach:
„Der Provinziallnndtag wolle die Erweiterung und den Ausbau der Proviuzial-
Blindenanstaltzu Düren in der vorgedachten Art beschließen und die erforderlichenMittel
bis zum Betrage vou 330 000 Mark aus einer aufzunehmenden Anleihe bewilligen."

Die II. Fachkommission schließtsich diesem Antrage an und bittet Sie, den Antrag des
Provinzialausschussesgenehmige» zu »vollen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. Ich schieße die Ver¬
handlung und stelle fest, daß das hohe Haus dem Antrage seiner II. Fachkommissionbeigetreten ist.

Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provinzial-
nnsschusses, betreffend Abänderung des Reglements für die Aufnahme
und Entlassung der der Fürsorge des Rheinischen Provinzialverbandes
anheimfallenden Geisteskranken. Idioten, Epileptischen, Taubstummen
und Blinden in und aus öffentlichen und privaten Anstalten.

Ich gebe das Wort dem Herrn AbgeordnetenIoesten.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Iuestein Meine Herren! Dieser Antrag steht in enger Be¬

ziehung zu den Hanshaltsplänen der Provinzial-Heil-uud Pflegeanstalten.Er ist so zu sageu Vorbeding¬
ung für die Aufstellung dieser Pläne. Weil der Herr Abgeordnete Laudrat Minteu das Referat über

?
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die Haushaltspläne und über die Zusammenstellungder Haushaltspläne der Provinzial-Heil- und
Pflegeanstaltenübernommenhat, hat er die Freundlichkeitgehabt, auch über diesen Gegenstandder
Tagesordnung, der ja im engen Zusammenhangdamit steht, die Berichterstattungzu übernehmen.

Berichterstatter AbgeordneterMinien: Meine Herren! Die zurzeit über die Aufnahme
und Entlassungen der der Fürsorge des RheinischenProvinzialverbandes anheimfallendenGeistes¬
kranken, Idioten, Epileptischen,Taubstummenund Blinden, sowie über die Einrichtuug und Leitung
der Anstalten, beruhen auf dem Reglement vom 20. November 1872 und des weiteren, was die
Verpflegungskosten angeht, auf den Aufuahmebedingnngenvom 20. April 1877.

Nach deu Grundsätzender Aufnahmebedingungenwurden früher drei Verpflegungsklassen
unterschiedenund zwar eine erste, eine zweite und eine dritte, und in jeder Klasse wurde unter¬
schieden, ob der Kranke der Rheinprovinz entstammteoder ob er einer anderen Provinz entstammte
oder ob er aus einem fremden Staate herkam. Die Pensionspreisebetrugen in der ersten Klasse
für den Angehörigender Rheinprovinz 7^2, für den einer anderen Provinz 8^/2 uud für den aus
einem fremden Staate 9 Mark; in der zweiten Klasse 4, 5'/« und 6 Mark, in der dritten Klasse
1'/2, 3 und 3'/2 Mark.

Diese Sätze wurden mm zunächst im Jahre 1879 abgeändert, indem es sich als notwendig
herausgestellthatte, daß eine neue Klasse zwischen die bisherigezweite nnd dritte Klasse eingeschoben
würde. Die Sätze 4, 5^2 und 6 Mark waren für die miuder bemittelten Klassenzu teuer, und
es wurde eiue Klasse ins Leben gerufen, die heutige dritte Klasse, mit einem Pflegesatz von 2'/«
und 3 Mark. Es wurde auch der Unterschied fallen gelassen, ob der betreffende Kranke der Rhein¬
provinz, einer anderenProvinz oder einem fremden Staate angehörte, man unterschied nur zwischen
den Kranken aus der Nheiuproviuzund jedem anderenKranken. Statt der früheren dritten Klasse
wurde nun eine vierte Klasse ins Leben gerufen mit deu Sätzeu 1^/2 bezw. 3 Mark. Das siud die
Pflegekosten,wie sie heute erhoben werden mit der einzigenAbänderung, daß inzwischen noch eine
Erhöhung der ersten Klasse eingetreten ist nnd zwar auf 8 bezw. 9 Mark. Eine wesentliche
Aenderung ist jedoch eingetreten durch die Einführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891, wonach
der Provinzialverband von den nuterstützungspstichtigen Ortsarmeuvcrbändendie sogenannten Spezial-
kosten, d. h. die Kosten für die Verpflegungzn erheben hat. Es wnrdeu sodaun durch das Reglement
vom 10. Dezember 1892 als Spezialkosten,d. h. als Kosten, die die Unterhaltung eines Irren,
Taubstummen,Blinden, Idioten uud eines epileptischenKindes, Epileptikers verursachte,der Betrag
von 81 Pfennig pro Tag, und für Epileptische,weil die eine größere Pflege erfordern, von
90 Pfennig pro Tag festgesetzt, während im übrigen als Vcrwaltuugskostenberechnet wurden
39 Pfennig, die ja bekanntlich der Provinzialverband selbst zu tragen hat. Im ganzen wurde»
also damals statt der 1,50 Mark, die iu dem Reglement vorgesehen waren, von den Gemeinden,
von den verpflichtetenOrtsarmenverbänden nur 81 bezw. 90 Pfennig erhoben und 39 Pfennig
gingen zu Lasten des Landarmenvcrbandes.

Es zeigte sich aber sehr bald, daß diese geringen Beträge bei weitem nicht hinreichten, um
die Irren und die sonstigen Kranken zn verpflegen,nnd es trat dann im Jahre 1897 auf Beschluß
des Provinzillllandtages eine Erhöhung ein, indem die von den Ortsarmenverbändenzu erstattenden
Spezialkostenvon 81 auf 90 Pfeuuig und ferner die Verwaltungskostenvon 39 auf 45 Pfennig
erhöht wurden, so daß also der Landarmenverbaudan die Provinzialaustalt pro Tag in der vierten
Klasse 1.35 Mark zu zahlen hat.

Meine Herren! Es zeigt sich also, daß der Landarmenverbaudiu Wirklichkeit 15 Pfennig
weniger an die Provinzialaustalt bezahlt hat, als das Reglement ursprünglich vorsah, indem es
1,50 Mark festsetzte.
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Daß nnn die Kosten, die die Kranken dem Provinzialverbandc verursachen,bei weitem
nicht mit 1.35 Mark pro Tag gedeckt werden tonnen, ergibt sich aus der Tatsache, die Sie hier
auf Seite 2 der Drucksachen Nr. 19 angeführt finden, daß jeder Irre der Provinz im Jahre
1904/05 durchschnittlich 1.61 Mark pro Tag gekostet hat. ausschließlichder Verzinsung und
Amortisation des Bankapitals der Anstalten, und daß dieser Satz von 1.61 Mark sich n, dem
folgendenJahre 1905/06 anf 1.67 Mark, also um 6 Pfennig gesteigert hat. Diese Steigerung
ist nun in der Hauptsacheauf die Steigerung der Spezialkosten zurückzuführen. also der Kosten fnr
Verpflegung,in zweiter Linie anch auf die Steigerung der Gehalter der Beamten und der Lohne
des Pflege- und Dienstpersonales. ^

Meine Herren! Wie sehr die Lebensmittelpreise gestiegen sind, ergibt f:ch anch anschaulich
aus der Tabelle, die Sie auf Seite 3 der Drucksache Nr. 19 finden. Andererseitsist es aber auch
so notorisch,daß es eines weiteren Eingehens darauf nicht bedarf.

Hierzu kommt noch die erhebliche Steigerung der Kohlenpreise,die sich auch in allen
Etats geltend macht. Ferner kommt noch hinzn der Anleihedienst,der zn leisten ist D das m
die Anstalten investierte Kapital, das im ganzen bis jetzt ca. 18^ Millionen Mark betragt.
Als Anleihedienstsind jährlich für Verzinsung und Tilgung 872 750 Mark zu zahlen. Rechnen
Sie das auf den Pflegetag. so ergibt das wieder auf den Kopf und Tag eines Kranken 65 Pfennig,
so daß also in Wirklichkeit dem Provinzialverbandejeder Kranke. Irre. Epileptiker usw. durchschnitt¬
lich pro Tag 2.32 Mark kostet.

Dem gegenüber vergleichen Sie bitte die Einnahmen; 90 Pfennig von den Ortsarmenver¬
bändennnd Kreisen und 45 Pfennig von den Landarmeuverbänden.Es hat sich daher als notwendig
herausgestellt,die Pflegekosten zn erhöhen, und zwar foll an Pflegekosten in der I. Klafie, wie <2,e
auf Seite 6 und 7 sehen - es sind da die neuen Bestimmungenden alten Bestimmungengegen¬
über gestellt - eine Erhöhung eintreten um 2 Mark. f° daß also für einen Bewohnerder Rhem-
Provinz statt 8 Mark 10 Mark, für einen außerprovinzialenKranke» statt 9 Mark 11 Marl zn
zahleu find, in der zweiten Klaffe statt 4 bezw. 5 Mark 5 bezw. 6 Mark - alw da ist der
Pflegesatz um 1 Mark erhöht worden -, in der III. Klasse ist statt 2.50 nnd 3 Mark e.ne
Steigerung auf 3 und 4 Mark eingetreten. . c « ,

Nun meine Herren, kommt die IV. Klasse, das ist die entscheidendeKlasse; da soll es
bei dem bisherigen Satz von 2,50 Mark verbleibenfür die Insassen der Bcwahrnngshäufer deren
wir ja zwei haben, in Düren und demnächst in Brauweiler. Diese Sätze sollen bleiben dagegen
soll sich der Satz von 1.50 Mark ändern für Kranke, die auf eigeue Kosten ,n den Anstalten
untergebrachtsind. Das sind also zahlende Kranke resp. Kranke,die für Rechnung der Ortstranlen-
tafse-untergebrachtfind. Für diese sollen nnn, statt bisher 1,50 Mark 1.80 Mark, und fnr d,e
außerprovinzialenstatt bisher 2 Mark 2.20 Mark gezahlt werden.

Dann, meine Herreu. sollen schließlich die Kosten für arme Kranke von 1.3b ^carl -
das sind die 90 u»d die 45 Pfennig - auf 1.50 Mark erhöht werden. ^. ...„., .„,.,

Meine Herren! Es wäre ja nnn uicht unbillig, daß den größtenTeil der Mehrlosten von
15 Pfennig für die armen Kranken die Ortsarmenverbände uud Kreife "bernahmen we,l „ die
Hanptsteigerng, wie ich schou cmzuführen mir erlaubte, auf die teueren zurnck-
^führen ist; aber nn, nun uicht eine allzn harte Belastung der Ortsarmenverbane eintreten zu
lasen, wird Ihnen der Vorschlag gemacht, diese Spezialkostennnr um 3 Pfennig a so von 90 auf
93 Pfennig zu erhöhen, fo daß dann die Differenz zwifchen 93 Pfennig und 1,50 Mari, alw
57 Pfennig als Verwaltnngstostendem Landarmenvcrbandcselbst M Last »leiben.
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Meine Heuen! Daß es nicht unbillig ist, daß die I. Klasse um 2 Mark erhöht wird,
dürfte daraus hervorgehen,daß erstlich einmal die Pensionäre der I. Klasse hohe Anforderungen
stellen, daß sie ein Zimmer für sich, einen Wärter für sich beanspruchen und daß sie außerdem nur
dann in die Provinzialanstalt kommen, wenn sie von keiner anderen Anstalt mehr aufgenommen werden.

Meine Herren! Um Ihnen nun den finanziellen Effekt, »vorauf es doch am meisten
ankommt,vor Augen zu führen, werden unsere Provinzialanstalten durch die Erhöhung der Pflege¬
tosten im ganzen eine Mehreinnahme von 361000 Mark bekommen. Von diesen 361000 Mark
hat der Landarmenverbmid200 000 Mark zu tragen, mit anderen Worten, die 161000 Mark
entfallen auf die zahlenden Kranken und die Ortskrankenkassen. Darin ist allerdings auch der
Betrag mit enthalten, der durch die Erhöhung der II. und I, Klasse entsteht. Der ist aber ver¬
schwindend. Während nun der Landarmenverband 200 000 Mark zusteuert, erhebt er von den
Ortsarmenverbändendie 3 Pfennig mehr, und diese 3 Pfennig machen 100 000 Mark aus. Mit
anderen Worten, es wird den Kreisen und Ortsarmenverbänden gegen früher nur 100 000 Mark
mehr abgenommen.

Meine Herren! Dann ist noch eine kleine andere Abweichung in dem Reglementvorgesehen,
nm bisherige Streitfragen aus dem Wege zu räumen. Es ist ein Passus eingeschoben, daß der
verpflichtete Ortsarmenverbanddem Landarmenverbandauch die Kostender außergewöhnlichen Mehr¬
aufwendungen,z, B. für Operationen, für künstliche Glieder usw. oder die Aufnahme in Spezial-
trankenhäuser,die ja eigentlichmit der Vehandlung von Irren nichts zu tun haben, zu ersetzen
hat. Das ist außerdem schon rechtensfür die ordentliche Armenpflege,indem in dem preußischen
Tarif vom Jahre 1876 ausdrücklich festgestellt ist, daß die Ortsarmenverbändediese außerordentlichen
Mehraufwendungenzu zahlen haben.

Dann, meine Herren, bedingt noch eine kleine Aenderung der Umstand, daß der Prvinzial-
laudtllg im vorigen Jahre beschlossenhat, in Brauweiler in Verbindung mit der Provinzialarbeits-
anstatt eine sogenannte Irrenstation ins Leben zu rufen. Diefe Irrenstation wird in kürzester Zeit
fertig und sie dient duzn, um Personen der Arbeitsanstalt Vrcmweiler, die geisteskrank geworden
sind oder die auf ihren Gesundheitsznstand untersuchtwerden sollen, unterzubringen,oder auch ferner
dazu, um gemeingefährliche Geisteskrankeanderer Anstalten aufzunehmen. Da nun an der Spitze
der Anstalt Brauweiler ein Verwaltungsbeamtersteht, ist es notwendig,daß die Funktionen zwischen
dem dort tätigen Arzte und dem Verwaltungsbeamtengeteilt werden, mit anderen Worten, daß der
Verwaltungsbeamtenicht über die Aufnahmeoder Entlassungeines Geisteskranken zu entscheidenhat,
sondern daß das Sache des psychiatrischgebildeten Anstaltsarztes sein muß. Deshalb mußte in dem
Reglement vorgesehen werden, daß der Anstaltsarzt in Brauweiler über die Aufnahme von Irren
in diese Irrenstation bezw. die Entlassung ans der Irrenstation zu entscheiden ,hat. Dagegen hat
die Entscheidungüber die Aufnahme von gemeingefährlichen Irren aus anderen Anstalten in diese
Irrenstation der Herr Landeshauptmann selbst zu treffen. Im übrigen also ist der Direktor der
Anstalt nach wie vor der Vorgesetzte des Pflege- und Dienstpersonals,er hat auch die Disziplinar¬
gewalt, aber die Behandlung der Kranken und den Dienst der Anstalt hat der Anstaltsarzt zn regeln.

Meine Herren! Das sind die Veränderungen,die sich aus dem neuen Reglement ergeben.
Ich will noch hinzufügen,es steht im Reglement selbst nicht, aber in der Begründung — daß das
Reglement am 1. April dieses Jahres schon in Kraft treten soll.

Namens der II. Fachkommissionerlaube ich mir daher, das hohe Haus zu bitten, der
Provinziallandtag wolle sich mit den Reglemcntsändernngeneinverstandenerklären, wie sie in der
Druckschrift des genauerenangegebensind.
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VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung - Ich schließe sie^ da sich niemand
zu,n Wort meldet, und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus den. Antrage
seiner II. Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen nun zum 9. Gegenstandder Tagesordnung: . ^ <.„... .„...
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über das Hebammen-
wesen.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Ioesten. c^..^o«
Berichterstatter AbgeordneterI>. Ioesten: Bei Titel II Nr. 9 ,st an d.e Haiish ^

Pläne über das Hebammeuweseu und der Prooinzial-Hebammenlehranstaltenm Coln uud Elberfeld
ein Mehrzufchußvon 20 910 Mark erforderlich. ,.«,.,>.

Bei beiden Anstalten beträgt die Mehrausgabe unter Titel I Besoldungen ^
wegen der besoldungsplanmäßigenGehaltsverbesseruugen ' ' ^ ' / '
und bei Titel II andere personliche Ausgaben in Coln wegen anderer Bezahlungder
beiden Bureaugehilfeu940 Mark uud für Dienstpersonal 512 Mark uud m Elberfeld
für Bezahlung der Bureaugehilfen 200 Mark und an Lohnaufbesserungen für das
Dienstpersonal450 Mark, im ganzen also mehr ....... /, ' ' /

Im Titel III, sächlicheund sonstige Ausgaben, ist in beiden Anstalten mehr
Vorgesehen .................. .,
und zwar für Beköstiguug7500 Mark, für Lagerung, Bettzeug ««d Tischwäsche
500 Mark, für Reinigung (Coln) 2000 Mark, für Heizuug(Elberfeld)5W0 Mar.
für Beleuchtung 2500 Mark, für das anatomifche Kabinett 100 Mari, M
Arzneien, Desinfektions-, Stärkungsmittel :e. (Coln) 2000 Mark für B,blwthek
200 Mark, für Steuern und sonstige Abgaben 1800 Mark, für die «" erhaltuug
des Anstaltsgartens 50 Mark mehr, dagegen an foustigen Ausgaben hauptsächlich in
Elberfeld weniger 2737 Mark. ^2^)4^^M

Die Mehrausgabe beträgt zusammen ......... 180 —
Durch eigene Mehreinnahmender Anstalten werden .... -

gedeckt,so daß ein Mehrzuschußvon .............

erforderlich N. Fachkommission bittet Sie. den Haushaltspla» für das H°b°mmenwesen für di.
Provinzial-Hebammenlehraustaltin Coln und für die Provinzial-Hebammenlehranstaltin El Neid
im Anschloß an den Autrag des Provinzialansschnssesnach der Vorlage ^''ehnugen n w Ne>,

Vorsitzender Becker: Auch hier scheint nach keiner Seite
Ich schließe deshalb die Verhandlungund stelle Ihr EinverständnisMit dem Antrage ^yrer

II. Fachkommission fest.
Wir kommen zum cc«..>> K<>n RenKan

Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses, betreffend den Neubau
einer Proviinial-Heil- uud Pflegeanstalt. . < c <<

Meine Henm! Zu diestm Gegenstmide war ein Antrag Sch"«—^
einen anderen Platz für die Pflegeanstalt wünschte,als er vom Provmzmlausschußm Vorschlag
gebrachtworden ist. Dieser Autrag ist zurückgczogeuworden.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Dr. Venn, dem '«das Wort gebe
BerichterstatterAbgeordneterDr. Veun: Es liegt vor Bericht und Antrag des Pro u >,

ausschnsses. betreffendden Neubau eiuer Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt. In den. Bericht .»t
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zunächst die Notwendigkeit des Neubaues einer derartigenAnstalt dargelegt. Dem vorigen Provinzial-
landtag hat schon ein Bericht und Antrag vorgelegen,wonach die Zahl der Geisteskranken in der
Rhcinprovinz nach Abzug der Abgänge alljährlich um 290 steigt. Auf Grund dieses Berichts wurde
der Proviuzialausschuß beauftragt, dem nächsten Pruvinziallandtag geeignete Vorschlägewegen des
zu erwartenden weiteren Zuwachses an Geisteskrankenzu machen. Nachdem nunmehr ein Jahr
weiter verflossenist, lassen sich die Verhältnisse in unserem Irrenwesen filr die nächste Zeit noch
etwas genauer übersehen. Trotzdem die Anstalt Süchteln eben erst fertiggestelltund vollständig
belegt ist, zeigen die Prouinzml-Heil- und Pflegeanstalten zurzeit schon wieder eine Ueberbelegung
von 333 Kranken über die etatsmäßige Ziffer. Wenn nun auch etwa 100 Kranke über die etats-
mäßige Ziffer ohne wesentliche Belästigung von unseren Heil- und Pflcgeanstalten aufgenommen
werden können, so ergibt sich doch zurzeit schon wieder eine zu berücksichtigendeUeberbelastungvon
233 Köpfen. Nimmt mau dazu diese Steigerung von 290 Kranken, so würde nach 4 Jahren
— ein solcher Zwischenranmist für die Erbauung einer neuen Anstalt mindestensvorzusehen —
4 X 290 -s- 230 --- 1390 Kranke zur Ueberführungin die neue Anstalt bereit stehen. Allerdings
werden uns die nächsten Jahre noch eine kleine Erleichterungbringen dnrch kleinere Vergrößerungen
der Provinzialanstalten und einzelnerPrivat-Pflegeanstaltcn. Dies sind aber nur 390 Plätze, so
daß immerhin nach 4 Jahren schon 1000 Kranke für die neue Anstalt zur Verfügungstehen werden.
Sollen daher in der Unterbringung der Geisteskranken nicht ganz unhaltbare Zustände eintreten, so
wird mit möglichster Beschleunigung an die einzig wirksame Abhilfe, nämlich an den Nenbau einer
Provinzial-Irrenanstalt herangegangenwerden müssen. Was die Ausgestaltung dieser neuen Anstalt
angeht, so ist die Kommission den Vorschlägen des Provinzialausschussesfolgend zu der Ueberzeuguug
gekommen, daß es sich nicht empfiehlt,eine reine Pflegeanstalt lediglich für unheilbare Geisteskranke
zu bauen, daß sich aber auch nicht empfiehlt, eine Heil- und Pflegeanstalt nach den bisherige»
Prinzipien zu bauen. Diese beruhen nämlich darauf, daß die Anstalt aus dem ihr zugewiesenen
Aufnllhmebezirk nur frische Ertranlungsfälle aufnimmt und die voraussichtlich Unheilbarenau Privat-
Pflegeanstalten abgibt. Dies Prinzip hat nämlich zur Folge, daß der Kraukenbestaudsehr wechselt
und die Zahl der Neuaufnahmen, die große Anforderung an den Direktor und die Aerzte stellt,
verhältnismäßig sehr groß ist. Dies hat dann zur weiteren Folge, daß eine solche Anstalt uach den
bisherigen Erfahrungen nicht wesentlich über eine Belegzahl von 1000 Köpfen gebaut werden kann.
Wie aber die vorhin mitgeteiltenZahlen schon deutlich zeigen, muß die neu zu erbaueudeHeil-
uud Pflegeanstalt, wenn sie für eine Reihe von Jahren den BedürfnissenRechuungtragen soll,
bedeutend größer sein. Die Kommission ist daher dem Vorschlage der Verwaltung bcigetreten,daß
es sich empfiehlt, eine Anstalt zu errichten, die in ihrem vollen Ausbau 2000 Kranke aufnehmen
kann. Ausschlaggebend war dabei auch auch vor allem der Gesichtspunktder relativeren Billigkeit
einer großen Anstalt sowohl in Bezug auf die Bauausführungskostcu, wie auch auf die Unter¬
haltungskosten.

Das Krankenmaterialder Anstalt soll sich nun zusammensetzen einmal aus unheilbaren
Kranken, die aus anderen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten dorthin übergeführt werden, sowie
etwa 200 frifchen Fällen aus den: llberwiesenen Aufnahmebezirk. Um nicht zu weitläufigzu werden,
darf ich wohl auf die nähere Begründung iu der Ihnen vorliegendenDrucksache Nr. 27 ver¬
weisen. Hervorhebenmöchte ich nur, daß für die vorgeschlagene Aufnahme von 200 Neuerkrankte»
wesentlich der Gesichtspunktmaßgebendwar, daß dadurch den an der Anstalt beschäftigten Aerzten
eine etwas anregendere Tätigkeit geboten werden soll. Ferner wird die Anglicderungeines Aufnahme¬
bezirks an die Anstalt auch die sehr zu begrüßende Folge haben, daß sich dann der Aufnahmebezirk
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ist die Zahl der Neuaufnahmenin Grafenberg ganz "'"°"'°"ms'n^
daher, die der Anstalt am entferntestenliegenden Krerse. Rees. ^^ Owhau^. ^.sbu
und Mülheim a. d. Ruhr der neueu Austalt zuzuweisen, »w: " ^ °
Kreis Eleve der ueuen Anstalt zugewieseu werden, «m auf d^
die Austalt Iohauuisthal ihrer Hauptanfgab, umulich der Aufn^e mMch °p ' ^^^
Rheinp ovinz gerecht würde. Die Kon.nüssion hat sich ferner auch den G^ 'ch «^ ß

können daß'es'notwendig sein wird, bei der c straft e

brecher mit 60 Betten einzurichteu. Die Anzahl ^r " ^ ^ ^.,.
Handlnug begnügenhaben, in der Untersuchnngs-oder ^trafhaft für gei,temam
in uusere Provi^ial-Heil- uud Pflegeaustalte..untergebrachtwerden, «numt m den letzten ^hren
bedeuteudzu. 1903 waren es 127. 1904 174. 1905 218. «, .^,^.,„„ des Ober-Ver-

In der Kommission kam auch zur Sprache, da nach der NcchtP"chW ^ve
waltungsgerichts die Verpflichtuug der Pr°vmzialverwatuug auch für s U^
Verbrecherzu sorgen, zu bedaueru ist. daß aber die Verwaltung ''^ ^ n^ge ^ch ^
dieser Verpflichtung nicht entziehenkann. Diese Kranken m unsere ,^"" ^ /^,-
an alten zn legen ist nicht angängig, da diese Auftalteu "^ "^^
richtungeu besitzen uud auch uicht besitze» sollen, wie sie allem zur "' erbmgnng '
Fethaltung olcher Elemente notwendig find. Anßerdenr «w "mdm ^
kranken bezw. deren Angehörigemit Recht über das Znsammen em ,m lch KmMi et g

Es ist aus diesen Gründen bereits das Bewahrungshaus m Dureu m.t 4« ^ °W
worden, und ebenso werden in Vrauweiler in dem dort zn fI
zur Unterbringung derartiger Krauten geschaffen. Das genügt aber
sondern bei der neuen Austalt ist ein Bewahrnngshans für wettere b0 genmngefahrUche 1
kranke vorgesehen.

Die neue Anstalt wird also drei Zwecken tneneu: „
1. Der Uuterbriugung uuheilbarer Geisteskrauken aus den Provmzml-Heü- uud Mege

2 ^Aufnahme von 200 ueuen Erkranktenans einen, der Anstalt zuzuweisendenBezirke nud

' ^A?:3'd7^^r'^'nU:: .ch auf den Bericht verweisen. Darmrch ent¬

spricht eine^gH große 'Mtalt am besten den Zwecken der P^ve^
die Bau- und Betriebskosten. Es soll daher tue nene Anstalt be.ch r Vollen

Meu. jedoch soll sie iu 2 Bauperiodeu ^t ^
Da die bisherigen Erfahruugeu gezeigt haben, daß d« Za d, ^

uuterzubriugendengeisteskranken Mäuuer di.^e der Fmne» w,^ ' ^^, '
der Mäuuerseite ea. 300 Plätze mehr als °uf, der Fraueuseü «mgesey ^,^

nm deu Betrieb der Austalt möglichst zu veremfacheu.'^. "'^m t n Lau armenverbaudes
sogenannte4. «der Normalklaffe m der be: w""", '° " „f w",nzelnen Plätze ans die
verpflegt werden, eingerichtetwerden. Auch bezgl. der Verwlu e z ^ ^ ^^
eiuzelnen Krankenkategorienund bezgl. des Baurogram s euve. ch l ^^
Provinzialausschusses. dem die Kommission m allen Stücken belgetreten l,:
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wurde dabei betont, daß dem Proviuzialausschusse kleinere Abweichungen vorbe¬
halten blieben.

Es verdient noch hervorgehobenzu werden, daß im Interesse einer größeren Sparsamkeit
von der Bauart der bisherigen Provinzialanstalten einzelne Abweichungenvorgesehensind. So
sollen die einzelnen Krankeupavillous,besonders soweit sie zur Unterbringungvon Pfleglingen diene»,
größer als bisher gebaut werden. So soll bei den Häusern für Ruhige bis auf 80 Betten und
bei denen für Unruhige bis auf 50 Betten iu einein Pavillon gegangen werden, während bisher
die Maximalziffer 40 Betten war. Ebenso sollen Kcllermumeund Dachgeschoß in weiterem Umfange
als bisher Z, B. zur Unterbringung von Baderäumen, Garderoben und Pflegezimmern in
Anspruchgenommenwerden.

Eine eingehende Besprechung hat dann die Frage gefunden, Wo die neue Anstalt
zu errichten ist. Im allgemeinensind an das zu wählende Baugelände folgende Anforderungen
zu stellen:

1. Lage möglichst im Aufuahmebezirk.
2. Lage in der Nähe einer größeren Stadt und in bequemerVerbindung mit dieser, sowohl im

Interesse des Anstaltsbetriebeswie auch im Interesse der Beamten uud Augcstcllteu.
3. Lage von Schulen in der^Nähe des Geländes.
4. Ein Baugeländevon etwa 120—140 Morgen und außerdemciu landwirtschaftlich zu benutzendes

Gelände von mindestens 300 Morgen, noch besser aber wohl etwas größer, um eine möglichst
ausgiebigeBeschäftigungder Kranken in der Landwirtschaftzn ermöglichen.

5. Das Baugelände muß gute» Baugrund und wenn möglich einigen Baumbestandbieten.
6. Es muß das erforderliche Wasser zur Verfügung stehen.
7. Die Abwässermüssen^beseitigt werden können.
8. Eisenbllhnanfchluß ist unbedingt erforderlich,sowohl im Interesse des Betriebes, wie auch der

Kranken uud ihrer Besucher und endlich
9. sind bequeme Zufuhrwege besondersauch für de» Bau notwendig.

Von feiten der^Verwaltuug ist unter Berücksichtigung des Umstandcs, daß die Anstalt im
Norden der Provinz liegen muh entsprechendUmschau gehaltenworden. Von den viele» nugeboteueu
Geländen kamen nur 3 als beachtenswert in Frage uud zwar 2 iu der Gemeinde Obrighoöeu
bei Wesel und das dritte iu der GemeindeBedburg bei Eleve.

Von den beiden bei Wesel angebotenenGeländen scheidet das eine, der sogen. Averhuf,
nach näherer Prüfung von voruhereiu aus. Der größte Teil dieses Gebietes liegt uämlich im
Hochwassergebiet der Lippe und ist daher zu Bauzweckenungeeignet.Der zu Bauzwecken geeignete Teil
war zwar in seinem Umfangegroß genug, zeigte aber iu feiucr Gestaltungeinen ziemlich laugen an der
Bah» vorbeilaufenden Streifen, so daß auf diese», die Anstalt zu weit auseinander gezogen worden
wäre. Bezüglichdes anderenGeländes bei Wesel lag ein Antrag Schnee,»«»»der Kommission vor.
Da der AbgeordneteSchneemann seinen Antrag zurückgezogenhat, erübrigt sich ein Eingehen auf
den Antrag. Ich will nur bemerken, daß die Kommission das Gelände vo» Obrighoven als unge¬
eignet für den Neubau einer Anstalt hält.

Das Gelände bei Obrighovenhat ei»e Gesamtgrüßevo» 913 Morgen nämlich: 390 Morgen
Holzmig,111 Morge» Heide, 83 Morgen Wiesen und 329 Morgen Acker, wobei aber z» bemerke»
ist, daß von den letztgenannte» 329 Morgen noch etwa 80 Morgen nicht kultiviert sind.

Auf dem Geläude befinden sich 3 Ackerhöfe und 2 ländliche Wohnhäuser. Der Gesmnt-
preis beträgt einschl. des Preises für Holz und Gebäude 690340 Mark oder pro Morgen
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756 Mark. Zieht man den Wert der Gebäude mit etwa 50 000 Mark ab, so bleibt ein Kauf¬
preis von 640340 Mark oder 701 Mark pro Morgen. Zieht man ferner die von Stadt und
Kreis Wesel und der GemeindeObrighovenzu den Grunderwerbskosten angebotenen 50 000 Mark
Zuschuß ab, so bleibt ein Preis von 590 340 Mark oder 647 Mark pro Morgen. Zur weiteren
Empfehlung des Geländes bei Obrighoven liegt ein Antrag des Provinziallandtagsabgeordneten
Schneemann aus Wesel vor, in welchem er zur Empfehlungdes Geländes folgendes ausführt:

1. Der Kaufpreis einschl. des Preises für den Holzbestandund die Gebäude ist etwa
200 Mark pro Morgen billiger wie in Eleve.

2. Das ObrighovenerGelände entspricht bezüglich der landwirtschaftlichen Güte den zu
stellenden Anforderungen,besoudersda der laudwirtschaftliche Betrieb nicht so sehr bezweckt, großen
Nntzen aus der Ackerwirtschaft zu ziehen als vielmehr die Kranken angemessen zu beschäftigen.
Bezüglichder sanitäre» Bedenken wird ein Gutachten des Kreisarztes von Rees beigefügt, nach dem
die klimatischen und sonstigen Verhältnisseeinwandfreiseien. Bezüglichder Lage liege Obrighoven
günstiger wie Bedburg. Angeführt wird zum Beweise die gute Eisenbahnverbindungvon Wesel
nach den verschiedenstenRichtungen. Auch liege das Terrain in der Nähe der großen Industrie¬
bezirke, die die meisten Kranken lieferten. Zn berücksichtigensei ferner die Lage in der Nähe einer
großen Stadt (Wesel), die bezüglich der Schulen allen Anforderungengenüge. Es wird dann noch
erwähnt, daß im Bedburger Gelände ein ganzes Dorf liege. Auch sei der Baugrund in Obrighoven
ein guter und der gewünschte Wald vorhanden. Die Wasserversorgungwerde keine Schwierigkeiten
machen ebenso die Abwässerbescitigung.Gin Bahnanschluß im Gelände sei in Aussicht gestellt;
wegen der Nähe der Zechen sei der Kohlenbezug billiger, die Zufahrtwege seien gnte und bezüglich
der Baumaterialien sei zu erwähnen, daß in Wesel große Ziegeleien lägen. Antragstellerist daher
der Ansicht, daß das ObrighovenerGelände für die neu zu erbaueude Anstalt am geeignetsten sei.

Gegenüber diesen Ausführungen wnrde uns von der Verwaltung mitgeteilt, daß die
landwirtschaftliche Qualität des ObrighovenerGeländes von so schlechterBeschaffenheit sei, daß auf
dem größten Teile desselbeneine Ertragsfähigkeit überhaupt ausgeschlossen sei. Es handele sich
meistens um reineu Sandboden, bei dem auch eine Melioration unmöglichoder nur mit so hohen
Aufwendungenfertig zu stellen sei, daß ein landwirtschaftlicherBetrieb durchaus unrentabel wäre-
An manchen Stellen des Geländes sei der Boden so schlecht, daß nicht einmal eine Kiefer hoch
komme, abgesehen von den 111 Morgen Heide, die überhaupt nicht kultivierbar seien. Das als
Wald bezeichnete Gelände seien zum großeu Teil nnr schlechte krüppelhafte Kiefern und für Park¬
anlagen und zum Zwecke der Verschönerung einer Anstalt durchaus ungeeignet.Zudem sei auch der
Wllldbestand für die Zwecke der Anstalt viel zu groß, da höchstens 200 Morgen sich verwerten ließen
als Baugelände uud Zu Spaziergängenfür die Kranken. Die übrigen 190 Morgen seien daher völlig
wertlos. Zudem führt durch das Geläude eine Eisenbahn,die einen großen Teil des Waldes vom
Anstaltsgebieteabschneidet. Demgegenübersei der gefordertePreis ein ganz exorbitanter, in gar
keinem Verhältnissezu den: wirklichem Werte des Geländes stehend. Außerdemhabe sich bei der
Besichtigungdes Geländes dnrch die Mitglieder des Proviuzialausschussesgezeigt, daß das Gelände
einen sehr tristen und öden Eindruck mache, der auf die Gemütsstimmungder Kranken keineswegs
günstig einwirken könne. Aus diesen Gründen habe der Provinzialausschußdas Gelände als für
durchaus ungeeigneterklärt.

Was nun das Gelände bei Bedbnrg angeht, so wurde seitens der Verwaltung zunächst
bemerkt, daß nach Fertigstellungder Vorlage durch eingetretene Berichtigungenund Abänderungen
die Zahle» der Vorlage über Größe nnd Preis eine Aenderungerlitten hätten. Das ganze Gelände

8
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sei groß 707 Morgen, davon seien 652 Morgen znsammenhängendund 55 Morgen Weide lagen
etwa 10—15 Minuten entfernt. Von den 70? Morgen seien 412 Morgen Ackerland, 168 Morgen
Wald, 115 Morgen Weide und 12 Morgen Hofraum und Hausgarten. Im Gelände liegen
2 Ackerhofeund 8 kleinere Wohngebäude. Der Gesamtpreis einschl. Holz und Gebäude stelle sich
auf 684 874 Mark, also 969 Mail pro Morgen. Ziehe man ab 60 000 Mark für die Gebäude,
so bleibe übrig ein Preis von 624 874 Mark oder 884 Mark Pro Morgen. Ziehe man ferner
ab den von der Stadt Cleve angebotenen Beitrag zu den Gruuderwerbskosteuin Höhe von
50 WO Mark und ferner den von den umliegenden Ortschaften angebotenenBeitrag in Höhe von
15 000 Mark, so ergebe sich ein Preis von 559 874 Mark oder 792 Mark pro Murgen. Bei
Würdigung dieses Preises sei zu berücksichtigen, daß es sich hier bei dem Ackerboden um in bestem
Kultnrzustande befindliches Land handele, daß ferner der Wald einen PrachtvollenKicfernbcstand
zeige, in den die Anstalt wie in einen Park gleich hiucingcbautwerden könne. Daß ferner die
Grüße des Waldes gerade den für die Anstalt notwendigenBedürfnissenentsprichtund daß also
alles übrige Land laudwirtschaftlichiu der besten Weise auszunutzenund zu verwerten ist. Unter
diesen Umstanden sei der Preis als ein durchaus angemessener zu betrachten. Allerdings sei nicht
zu verkennen, daß das Clever Gelände etwas weiter von dem Zentrum des Aufnahmebezirks entfernt
wäre, aber das spiele insofern eine weniger große Rolle, als die Anstalt ja hauptsächlich als eine
Pflegeanstlllt gedacht fei, in der die Kranken meistens jahrzehntelang ihre Unterkunft finden und
erfahrungsgemäß auch von dcu Angehörigenwenig besucht werden. Die Lage zur Stadt Cleve sei
die deutbar günstigste. Eine Eisenbahnstationwerde unmittelbar am Gelände errichtet werden, und
sei sodann die deutbar bequemsteVerbindung mit Cleve hergestellt. Katholische uud evangelische
Elementarschulenseieu ebenfalls in der Nähe und genüge Cleve zum Besuche höherer Schulen voll¬
ständig allen anderen Auforderuugen. Das eigentliche Baugelände sei fast völlig eben, zeige einen
herrlichen Baumbestand uud besten Baugrund. Wasserversorgungund Abwässerbeseitiguug würden
nicht die geringstenSchwierigkeiten machen. Ebenso sei Bahnanschlußzugesagt uud bequeme Zufuhr¬
wege vorhanden. Auch sei zu berücksichtigen, daß das in sehr gutem Kulturzustandebefindliche
Ackerland und die dadurchzu erwartendenbesseren Ernteerträgc in etischer Beziehung von besonders
günstigemEinfluß auf die arbeiteudeuKrauten wirkten, abgesehendavon, daß selbstverständlich in
wirtschaftlicher Beziehung die besseren Bodenerträge im Anstaltshaushalt sehr iu die Wagschale sielen.
Ferner sei es durchausunrichtig, zu sagen, daß ein Dorf in der Mitte des Geländes liege. Zunächst
bestehe das angebliche Dorf nur noch aus Kirche, Pfarrerwohnung, Küsterei und Schule und einer
Wirtschaft, da alles andere angekauftwerde» solle. Sodann liege dasselbeaber keineswegs in der
Mitte des für die Anstalt bestimmten Aangeländes, da die ganze Anstalt ans dem Terrain zwischen
der Chausseeuud der Eisenbahn gebaut würde. Daß jenseits des Dorfes die Niesclwiese und ein
Teil des Ackerlandesder Anstalt zu liegen komme, sei selbstverständlich durchaus uubedeuklich.Iu
landwirtschaftlicherHinsicht sei das Gelände von gauz hervorragenderSchönheit uud der Gesamt-
eindruck einer auf demselbenerrichtetenAnstalt werde zweifellos von vornherein ein hervorragend
günstiger sein. Aus den vorstehenden Ausführungen ergebe sich, daß das Gelände allen an das
Baugelände der Irrenanstalt zu stellenden Anfurdcruugeuim vollste» Maße entsprecheund daß auch
der Preis desselbeu durchaus augemessensei. Nach lauger uud eiugehendcrBeratung kam die
Kommission zu den: Beschluß,dem hohen Hanse den Antrag des Provinzialausschusseszu empfehlen,
und zwar kurz zusammengefaßtaus folgendenGründen:

1. Der angemessene Preis.
2 Die landschaftliche Schöuheit des Geländes.
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3. Der vorzügliche,in gutem Kulturzustande befindliche Boden und damit erheblich höhere
Bodencrnten sowie der parkartige Wald, der sich für Anstaltszweckebesonders eignet.

4. Gute Bahnverbindungund Zufahrtwege.
5. Nähe der Stadt Cleve. die allen Anforderungenbezüglich der Beamten genügt.
6. Gute Wasserversorgung,bequeme Abwässerung.

Ich habe also im Namen der II. Fachkommission die Ehre, den Antrag des Provinzial-
ausschusses, wie er auf Seite 14 des Berichtes steht, Ihnen zur Annahmezu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Der Herr Abgeordnete Graf zu
Hoensbroech hat das Wort.

Abgeordneter Graf zu Hoensbroech-Haag: Der Herr Landeshauptmannhat bereits
bei der ersten Etatslefung von den Neueinrichtungengesprochen, die bei verschiedenenAnstalten für
die Unterbringung von geisteskranken Strafgefangenen getroffenwerden mußten. Wir sehen auch
bei dieser neu zu errichtendenAnstalt eine derartige Einrichtung. Als die Provinz durch das
Dotationsgesetzdie Pflege für die Geisteskranken übernehmen mußte, hat sie, glaube ich, nicht daran
gedacht, daß diefe Verpflichtungauch auf die Strafgefangenen oder die in Untersuchung befindlichen
geisteskranken Verbrechersich erstreckenwürde.

Wir stehen heute ja leider einem gesetzlich unbefriedigenden Zustande gegenüber, da, wie
wir gehört haben, das Oberverwaltnugsgerichtsich dahiu ausgesprochen hat, daßj die Uebernahme
dieser Strafgefangenen mit unter die Verpflichtungder Provinz falle. Nun sehen wir es tagtäglich,
daß einmal in dieser Beziehung manche Inkongruenzen in die Erscheinung treten und daß zweitens
die Zahl der Strafgefangene« und der in strafrechtlicher Untersuchung befindlichen von Jahr zu
Jahr steigt und daß damit die Last der Provinz von Jahr zu Jahr wachst.

Was die Inkongruenz der Fälle betrifft, so möchte ich Ihnen aus der Praxis folgenden
Typus mitteilen:

Am Niederrhein war ein Brandstifter, welcher, nachdem er eine Anzahl Brände angestiftet
hatte, endlich beim sechsten oder siebenten auf frifcher Tat ertappt und vor Gericht gestellt wurde.
Darauf wurde er auf feinen Gefundheitszustaud untersucht und er wurde als geistig nicht zurechnungs¬
fähig erkannt. Er wurde der Alexiaueranstaltin Neuß überwiesen. Diese hat den Mann eine
Weile gut verpflegt. Er bekam dann eines Tages als geheilt sein Entlassungszeugnis,und da hat
der dumme Kerl sofort am folgendenTage, bevor er aus der Anstalt heraus war, auf dem Dach¬
boden derselben wieder einen Brand angestiftet. Da der Mann sein Gesundheitszeugnis in der Tasche
hatte, war nun die Handhabe gegeben, ihn wieder vor Gericht zu stellen und der Bestrafungzuzu¬
führen. Hatte der Mann den Brand 24 Stunden früher angestiftet,bevor er das Zeugnis hatte,
bann wäre er als geisteskrank weiter in der Anstalt behandeltworden.

Von solchen Zufälligkeitenhäugt heutigen Tages die Entscheidung in diesen Fragen vielfach
ab, und bei der Richtung der Wissenschaft,die — das können wir uns nicht verhehlen— den
Verbrecherauf allen Gebieten nur zu gern in eine gewisse Kategorie von Geisteskranken hmem
versetzt — es ist ja möglich, daß diese Richtung sich auch wieder einmal ändert, aber vorläufig
besteht sie — muß die Provinz unbedingt leiden, weil die Staatsgefängnisse sich tatsächlichauf
Kosten der Provinz erheblich entlasten.

Gerade weil die jetzige Rechtsprechunguns nicht gestattet, dagegen Maßnahmen zu treffen,
ist es erforderlich,daß nach Mitteln und Wegen gesucht wird, um diesem Uebelstande zu begegne».
Dieser Uebelstandbesteht nicht nur auf gewiffen Gebiete« der Prouinzialgesetzgebung, sondern hängt
auch wesentlich mit der Strafprozeßordnung zufammen. Es würde zu weit führen, das hier näher

8*
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anseinauderzusetzeu, und da eine Revision der Strafprozeßordnung doch in Aussicht steht, so wäre
es vielleicht möglich, auch hierbei den Hebel anzusetzen.

Dem wachsamen Auge des Provinzialausschussesmöchte ich daher nochmals empfehlen, daß
er gerade diesem Punkte seine Aufmerksamkeit zuwendet und alle Mittel und Wege vielleichtauch
im Vereiu mit den Vertretern anderer Provinzialverbändeversucht, günstigere Verhältnissein dieser
Beziehung für uus herzustellen.

Ich enthalte mich, einen Antrag in der Beziehung zu stellen, weil ich annehme, daß über
das Ziel und die Wünsche meiner Ausführungen wohl kaum eine Meinungsdifferenzin diesem hohen
Hanse sein wird, und weil ich das Vertrauen zu dem Pruvinzialausschuß hege, daß er keine
Gelegenheitunbenutztläßt, im Sinne meiner Ausführungen die Frage weiter zu erörtern. (Beifall.)

VorfitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Die Materie, die der Herr Graf

Hoensbroecheben angedeutethat, ist feit einer Reihe von Jahren ein Gegenstandder Prüfung und
Erwägung im ProvinzialauBschußgewesen. Die sämtlichen Provinzen haben bisher auf dem
Standpunkt gestanden,die Provinz brauchemir dann für einen Geisteskranken einzutreten, wenn er
armcnrechtlich hilfsbedürftig ist, und zweitens, wenn in seinem eigenen Interesse, im Interesse seiner
Heilung die Aufuahme erforderlich ist, demgegenüber hat aber die Königliche Staatsregiernng einen
anderen Standpunkt eingenommen, Sie fagt: Ihr habt die Irrenhauspflege durch die Dotationen
übernommen,ihr feid nicht nur verpflichtet,armenrechtlicheFälle und Fälle, wo der Mann in
seinem eigenen Interesse aufgenommenwird, zn behandeln, sondern ihr seid auch verpflichtet,jeden
Menschen aufzunehmen,unabhängig von der armeurechtlichen Hilfsbedürftigkeit,sofern die öffentliche
Sicherheit das verlangt, und mit der öffentlichen Sicherheit deckt sich auch immer das Interesse des
betreffenden Mannes.

Die Sache ist nicht mir hier im Ausschuß, sondern auch auf den Laudesdirektoreu-
Kuuferenzcuzur Sprache gebrachtworden. Von allen Seiten find den Staatsbehörden die Bedenken,
die sich gegen ihre Deduktionen gerichtet haben, unterbreitet worden. Die Landcsdirektorenhaben
sich bereit erklärt, mit den beteiligtenMinistcrialressorts in eine Besprechnng über die Angelegenheit
eiuzntreten. Alles war im besten Gange. Wir dachten, irgend einen Weg zn finden, bei dem wir
nns auf einen gewissen Gesichtspunkt hin einigte», als auf einmal im August vor 2 Jahren der
Herr Minister des Innern, ohne irgend eine Provinz zur Beratung hercmznziehen — wozu er sich
ursprüuglichbereit erklärt hatte — eineu Ukas erließ: Ihr habt unrecht- Ihr seid verpflichtet,alle
die Leute, die gemeingefährlich find und deshalb nnch im eigenen Interesse der Fürsorge bedürfen,
in den Anstalten aufzunehmen. Ihr habt, ehe ihr einen Mann eutlaßt, fofort der betreffenden
Polizeibehördedes Eutlasfuugsortes Mitteilung zu machen, und die Polizeibehörde hat dann zu
bestimmen, wenn nach ihrem Gefühl der Mann nicht entlasfnngsfähigist, daß er noch in der Anstalt
zn verbleibenhat.

Wir sind also nun in einer Zwangslage, und diefe Zwangslage ist auch im Sinne des
Herrn Ministers rechtlichgerechtfertigtworden. Wir haben versucht, im Einverständnis mit dem
Herrn Ober-Präsidenten eine Iudikatur in der Sache herbeizuführen,und da hat sich allerdings das
Obervcrwnltungsgerichtauch auf deu Standpuukt des Herrn Ministers gestellt: Provinzen, ihr
seid verpflichtet.

Meine Herren! Es ist nun eine etwas merkwürdige Lage, in der wir uns jetzt befinden.
Wir müssen jeden aufnehmen, der aus dem Arresthausc entlassenwird, weil er den wilden Mann
spielt oder aber, weil sich während der Strafvollstreckungherausstellt, daß er nach der Auffassung
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des Gefängnisarztes nicht strafvollzugsfähigist. Wir nehmen .hn also auf. Nun Wen mse e

Irrenärzte nnsere Direttoren nach einiger Zeit: Der Mann .st vollstand.g3°^. e beda f m
seinem eigenen Interesse, im Interesse der Heilung des Anftnthaltes ... °^ lB ' ^t ^
Dann mache ich der betreffenden Ortspolizeibehörded.e M.tte.lung: D°s ., da GMcht nnsere
Aerzte; ich stehe im Begriff, den Mann zn entlassen; änhere ^ umeMb ^ ^ ' ^
Bedenken a t. Dann schreibt mir der Polizeiverwalteraus dem tle.nen D°N: De Mm rm t
Zigarren oder er stiehlt ein Veloziped. wenn er draußen .st. oder er begeht de °d^ de wffn .

Gemeingefährlich,dar nicht heraus! Nuu fitze ich da. Der Arzt sagt m. : e .st zu mtws ,
die Ortspolizeibehörde erhebt Widerspruch. Entlasse ich den Mam, an»

polizeibelMe an die höhere Instanz, nnd ich habe eine ew.ge Schre.bere, " ^ehüch mmt
vom Herrn Minister die Verfügnng: er ist gemeingefährlich, dn ^t ^ be^
den Mann aber, dann schreibtmir. wie es mir vorgekommen .st d.e ^becha t valtchaft^ De
Mann ist nach dem ärztlichenAttest gesnnd, dn hast ihn zu entlassen ^n 2'"" ^^s I, !
einen solchen Mann zurückbehielt, schrieb die OberstaatsanwaMaft: Ich mache « ^" ^«uh
verantwortlich (Heiterkeit); ich nehme in diesem Falle nur Abstand we. d« '^ mn-r Kä
gehandelt hast; M weißt du aber, daß der Mann gesund ist; entläßt du .hn letzt n.cht. so sper.e

^ ^ ^.so^^e Lage, in der wir uns gegenwärtigbeffndem Ich '"»^m^
schicke der Polizeibe örde die Mitteilnng. Sagt sie ueiu. da.mch.cte >ch d.e ""ch dem Herm
Ober-Präfidenten und ersuche diesen, die Sache dem Herrn Munster vorzulegm Dan g

Herr Minister entscheide... Also ich lasse mich jedenfalls deswegen mcht euN> ^ H " rtt)
Ich km... dem Herr.. Grafen nnr zustin.me., daß es dr.ngend «"we ^ s^ .m ^ de.ung

auf diesem Gebiete heranführen. Da die Iudikatur aber e.nma zn ""«stur P v z

scheden hat. ist dies nur möglich, wenn vom Abgeordnetenhause.... W ' ^ um
ienderun vorgenommenwird. Das ist ja auch schon versuch worden. D^ fenen m den ch

entsinnen, vor zwei Jahren haben die Herren Schmeddmgund
sagen wir einmal, in ihrer ZivilstellungLandesräte in d« Pr°vmM °erww g s.nd d.e ^
ältniffe also sehr genan kennen gelernt haben, in dem S.nne Antrage gestM. ^' hat da.

Abgeo!dnetenhanseine Resolution gefaßt: jawohl, dem foll stattgege en we^n. Dann lam ab
das Urteil des Oberverwaltnngsgerichtsdazwischen und d e Sache .st nn ^mpf ^ °^
Ich glanbe es sind ja einige Herren ans dem Abgeordnetenhan,e h^' d.e nur das besta gm ^

Wir würden nur dankbar sei., wenn in der Hinsicht eme A«.derm. g °ftu' wnd.

der Provinzialansschnßwird die Sache jedenfalls muh im Ange ^n Be M>) ^^
Vorfitzender Becker: Es meldet sich niemand zu». W°rt. Dann schließe >cy )

und darf ohne befondere Abstünmnngfeststellen,daß das hohe Hans den. Antrag se.m. ^«a)

gehen zum Gegeustande Nr. '1 der Ta.e.rdm.ng:
Antrag der I. Fachkommission znm Hanshaltsplan für gewervucye ^weAntrag

über.

Berichterstatterist der Herr ^ordne^
Berichterstatter ^geordneter F^ 149 300 Mark oder

gewerblicheZwecke erfordert emen Zufchuß °us Prov n m nutM. .„.verändert
8250 Mark mehr als im Vorjahre. Im
geblieben,uud ich habe nur Bemertungeubezüglich der dre. Pof.twnen zu machu, du unen höheren
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Zuschuß erfordern. Das betrifft erstens die Königliche Handels- und Gewerbeschule für Mädchen
in Rheydt, bezüglich deren Abmachungen mit der Königlichen Staatsregierung getroffen sind,
wonach ein Zuschuß von mindestens8450 Mark und höchstens 11250 Mark zn zahlen ist, je
nach dem Rechnungsabschlußfür die Schule. Da die Rechnungsjahre 1904 und 1905 eiu
steigendes Bedürfnis ergeben haben, empfiehlt Ihnen der Provinzialausschuß und im Einver¬
ständnis damit die I. Fachkommission den Maximalbetrag von 11250 Mark für das Rechnungsjahr
1907 einzustellen.

Zum anderen wird seitens der Landwirtschaftskammerin Cöln die Errichtung einer neuen
Hufbeschlaglehrschmiede in Cöln zur Vorbereitung der Gesellen im Hufbeschlaggewerbe in Aussicht
genommen.An dieser Anstalt werden sich die Stadt Cöln, die Handwerkskammer und die Schmiede¬
innung in Cöln finanziell beteiligen,unter der Voraussetzung,daß von der Provinz eine jährliche
Beihilfe von 2000 Mark geleistet wird. Auch diesem Antrage, der vom Provinzialausschusse
befürwortet wird, hat sich die I. Fachkommission angeschlossen.

Endlich, meine Herren, ist eine Veränderung im Zuschuß zu den Unterhaltungskostender
Fachschulefür die Solinger Industrie in Solingen um 5000 Mark auf Grund des im vorigen
Jahre gefaßten Beschlusses eingetreten. Während im vorigen Jahre nur für ^2 Jahr der Zuschuß
mit 5000 Mark eingesetzt war, würde in diesem Jahre der volle Zuschußmit 10 000 Mark ein¬
zusetzen sein.

Namens der I. Fachkommission empfehle ich Ihnen die Annahme der hier beantragten
Bewilligungenfür die gewerblichen Zwecke.

Stellvertretender Vorfitzender Graf von Fü rstenberg-Stamm heim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussion.— Es meldet sich niemand zum Wort. Daun schließe ich
die Diskussionlind erkläre hiermit den Antrag für angenommen.

Wir kommen zum 12. Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu der Petition von 12 Landessekretären
bezw. Obersekretären wegen auderweiter Regelung ihrer Gehaltsuer-
hältnisse.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterFriderichs.
Berichterstatter Abgeordneter Friderichs: Meine Herren! Im vorigen Jahre hat der

Provinzillllandtag eine anderweitigeRegelung der Gehaltsverhältnissefür die Sekretäre und Landes¬
sekretäre vorgenommen,dahin gehend, daß das Anfangsgehalt von 2000 Mark ans 2200 Mark,
das Endgehalt von 3850 auf 4200 Mark hinaufgesetzt wurde, und daß ferner bestimmt wurde,
daß bei der Anstellungzum Landessekretäreine Steigerung von 500 Mark vorgesehen wird. Das
hatte natürlich die Bedeutung, daß für die gegenwärtigenStelleninhaber nur insofern eine Ver¬
besserung ihrer Gehaltsverhältnisseeintrat, als das Endgehalt sich steigerte. Der Provinzillllandtag
hat aber damals den Beschluß gefaßt, daß diese veränderten Gehaltsverhältnissekeine rückwirkende
Kraft haben follten.

Gegen diesen Beschluß richtet sich die Petition der 12 Landessekretäre, die darum eingekommen
sind, eine rückwirkende Kraft für diefe veränderte Regelung der Gehaltsverhältnisseeintreten zn
lassen, insofern, als man ihnen schon innerhalb 30 Jahren die Erreichung dieses Maximalgehaltes
möglich macht.

Der Provinzialausschuß hat die Ablehnung dieser Petition empfohlen und die I. Fach¬
tommission hat sich diesem Antrage angeschlossen.

Ich empfehle daher namens der I. Fachkommission die Ablehnung der Petition,
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Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussionhierüber. - Da sich niemand zum Wort meldet, schließe ich die Diskussionund darf
anch hier annehmen,daß der Antrag der I. Fachkommission Ihre Billigung gefunden hat.

Wir gehen dann über zum 13. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission znr Petition von Sekretären der Nheunschen
Provinzialverwaltuug wegen Nachzahlung des ihnen infolge Veschln es
des 46. Provinziallandtages vom 16. Februar 1906 entstandenen Gehalts-
ausfalles.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterFriderichs. ^
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Bezüglich dieser Petition gilt

das vorher Gesagte, und aus den gleichen Erwägungen heraus hat der Provinzialausschußauch d,e
Ablehunug dieser Petition empfohlen,ein Vorschlag,dem sich die I. Fachkommissionanschlössen hat
und den ich hiermit vertrete. .

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: ^ch eröffne tue
Diskussion.- Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. Ich schließe die Disknssiou und darf
annehmen,daß der Antrag Ihre Billigung gefundenhat.

Wir kommen zum 14. Gegenstandder Tagesordnung, das ist:
Antrag der I. Fachkommission zur Petition von Bureanass.stenteu der
Rheinischen Provinzialverwaltnng wegen Erhöhung des Aufangsgehaltcs
und der Altcrszulagen. .?;.»»

Hier gebe ich ebenfallsdem Herr» Abgeordneten Friderichs.der Berichterstatter ist. das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Die Bnreanaslistentenhaben

bei der im vorigen Jahre stattgehabten anderweitigenNeguliernng der Gehn tsverhaltmjse leine
Aufbesserung erfahren nnd zwar aus dein Grunde, weil diefe Gruppe eiue Durchgangsstat,onbildet
nnd weil eine Reihe dieser Herren schon in junge" Jahren in diese Gruppe eintritt. Der Provmz.al-
ansschnßempfiehlt ans dieser Erwägung heraus, die Petition abzulehnen,und ich habe namens der
I. FachtommissionIhnen ebenfalls die Ablehnungder Petition zu empfehlen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Anch hier meldet
sich niemand zum Wort. Dann schließe ich die Diskussion, und wir kommen zum 15. Gcgeustauo
der Tagesordnung: ^ ._ s > >>

Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Hilfsschreiber bei dei
Laudes-Versicherungsanstalt wegen Anstellung.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterFriderichs. dem ich das Wort gebe
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Hilfsschreiber beabsichtigt die

Provinzialverwaltuug künftig nicht mehr anznstelle». Es handelt sich um einige wenige Hersonl.ch-
leiten, die bei ausreicheuder Befähigung zn Bureangehülfenbefördertwerden wurden. ......

Der Provinzialansschnßund in Uebereinstimmung mit ihm die I. Fachlommiss.ou unpfiehlt
Ihnen die Ablehnung dieser Petition. ,

StellvertretenderVorsitzender Graf von Fnrstenberg-Stammhe'm: E meldet sich anch
hier niemandzum Wort. - Dauu schließe ich die Distussiouund erkläre den Antrag für angenommen.

Wir gehen dann über zum 16. Gegenstandder Tagesordnung. Has ',t:
Antrag der I. Fachkommission zn der Petition des Straßenaufiehers a. D.
Weber in Aachen, welcher um Aufhebung der gegen ,hu ausgesprochenen
Dieusttündigung bittet.
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Berichterstatter ist hier ebenfalls Herr Abgeordneter Friderichs, dem ich hiermit das
Wort gebe.

BerichterstatterAbgeordneterFriderichs: Meine Herren! Diese Petition erscheint zum
dritten Male vor dem Landtage, Bereits im 44. und auch im 45. Prooinziallandtage ist anerkannt
worden, daß die Kündigung des Provinzial-Straßenaufsehers Weber zu Recht erfolgt ist. Daher
verdient seine Petition keine besondere Erörterung und ich empfehle immens der I. Fachkommission
ihre Ablehnung,

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Wenn sich auch
hier niemand zum Wort meldet, nehme ich an, daß diese Petition nach dem Vorschlagedes Herrn
Berichterstatters abgelehnt ist. (Die Ablehnung ist erfolgt.)

Wir würden dann übergehenzum 17. Gegenstandeder Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausschusses, betreffend die Gehaltsuerhältnisse der Werkmeister an den
Provinzialanstalten.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. zur Rieden, dem ich hiermit das Wort gebe,
Berichterstatter AbgeordneterDr. znr Rieden: Meine Herren! Bei Gewinnung der

Wertmeister für die Provinzial-Fürsorgcanstalt zn Haus Fichtenhain hat sich herausgestellt,daß das
ausgesetzte Gehalt nicht genügte.

Es war nicht möglich, für 1000 Mark Anfangsgehalt geeigneteKräfte zu bekommen.
Das hat dazu geführt, die Werkmeistergehälterder sämtlichen Anstalten der Provinz einer Nach¬
prüfung zu unterziehen.

Es kommen da in Betracht die Werkmeisterder Prouinzial-Blinden- und Erziehungs¬
anstalten, der Provinzial-Arbeitsanstalt in Branweiler nnd des Landarmenhauscsin Trier.

Es ist dabei zn berücksichtigen, daß die Aufgabe» der Werkmeisterin den Provinzinl^
Blinden- und in den Provinzial-Erziehuugsanstalteuschwieriger sind, weil sie auf die Jugend neben
der Ausbildung ihrer technischen Fähigkeiten erzieherisch einwirken müssen. Bei der Provinzial-
Arbeitsanstalt haben die Werkmeister es meist mit Leuten zu tun, die schon ihr Handwerk erlernt
haben und die sie dann nur anleiten müssen zur weiteren Ausbildung in ihrem Handwerk. Daraus
ergibt sich eine Differenz. Die Werkmeister in den Provinzial-Blindcu- nnd Provinzial-Erziehungs-
austalten werdeu ein höheres Gehalt bekommen müssen, als die in der Provinzial-Arbeitsanstalt
in Branweiler.

Es wird vorgeschlagen,die Gehälter der Werkmeister in den Provinzinl-Blinden- und
Provinzial-Erziehungsanstnltenauf 1400 Mark bis 2000 Mark, steigend von 2 zu 2 Jahren um
75 Mark; die Gehälter der Werkmeisterin der Provinzial-Arbeitsanstalt ans 1200 Mark bis
1800 Mark, steigend von 2 zu 2 Jahren um 75 Mark, festzusetzen.

Eine besondere Veranlassung, das Gehalt der Werkmeisterim Lcmdarmenhausezu Trier
jetzt schon zn erhöhen, liegt nicht vor, weil erst vor Jahresfrist die Gehälter dort von 800 Mark
bis 1200 Mark auf 900 Mark bis 1500 Mark erhöht worden find, was mit Rücksicht auf die
dienstlichen Anforderungenan die beiden Beamten für ausreichendzu halten ist.

Die Mehrausgaben, die durch die Neubewillignngenentstehen, beziffern sich auf rund
2100 Mark.

Es wird beantragt, die Gehälter in der vorgefchlagenenWeise festzusetzen uud den Provinzial-
cmsschnßzu ermächtigen,die Gehälter der setzt angestelltenWerkmeister entsprechend zu bemessen.
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den
Antrag zur Diskussion.- Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Diskussionuud
erkläre den Antrag für angenommen.

Wir'kommen dann zum 18, Gegenstände der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
llusschusscs, betreffend die Erhöhung des Mindestgehaltes der Taub-
stummeu- und Blindenlehrer, der Taubstummen- und Bliudcnlehrerinnen,
der Lehrer uud Lehrerinnen an der Anstalt für Epileptische Iohannisthal.
sowie der Direktoren der Provinzial-Taubstummen- uud Blindenanstalten.

Berichterstatter ist auch der Herr AbgeordneteDr. zur Rieden, dem ich hiermit das
Wort erteile.

BerichterstatterAbgeordneterDr. znr Rieden: Meine Herren! Es handelt sich um einen
neuen Gehaltsansprnch der Taubstummenlehrcr. Die Taubstummeulehrerhaben das hohe Haus
schon mehrfach beschäftigt. Zuletzt ist im Jahre 1905 durch den 45. Landtag das Gehalt der
Taubstummenlehrcrauf 1800 bis 3800 Mark im Mindest- und Höchstbetrage festgesetztworden.

Trotzdemhaben die Taubstummeulehrerdurch Eingabe vom 11. Januar 190? eine neue
Regelung und zwar eine dreifache Aenderung des Gehaltsplanes erbeten. Sie wünschen nämlich
zunächst eine Erhöhung des Anfangsgchaltes auf 2100 Mark, ferner wünschen ste, es mochte bei
der etatsmäßigen Anstellung ihre im Schuldienst verbrachte Dienstzeit - - es stnd alles frühere
Elementarlehrer - soweit sie sechs Jahre übersteigt, bei der Bemessung des Anfangsgehaltesm
Anrechnunggebrachtwerdeu, und bei den bereits angestellten Lehrern, auch den älteren mochte d.e
entsprechende Gehaltsregelung noch nachträglich vorgenommen werden, und endlich: der dienstalteren
Hälfte der Tanbstummenlehrermöchte eine persönliche Zulage vou 400 Mark gewahrt werden

Die I. Fachkommission hat dem Antrage des Provinzialausschusses entsprechend eine ver¬
schiedene Stellung zu den einzelnen Anträgen und Wünschen der Taubstummeulehrerangenommen.
Sie hat den Wunsch uach Erhöhung des Mindestgehaltesauf 2100 Mark als berechtigt anerkannt,
uud zwar ist das im wesentlichen mit Rücksicht auf die anderen Provinzen geschehen,wo auch die
Gehälter schon in ähnlicherWeise festgesetzt wordenfind.

Dagegen ist nicht anerkannt worden ^ und dementsprechendgeht auch der Vorschlag an
das hohe Hans dahin, ihn nicht anzuerkennen -- der Anspruch auf Anrechnung der nn Schul lenst
verbrachtenDienstzeit, soweit sie 6 Jahre übersteigt. Nach 6 Jahren tritt,a be' den Volt^chul-
lehrern die erste Alterszulage ein. Das hat sich für die Taubstummenlehrerals mcht durchführbar
erwieseu. denn die Provinz hat ein großes Interesse daran, jnnge Lehrer zu bekommen uud ste wmoe
dtesem Interessezuwiderhandeln, wenn die Anrechnung in der von den Lehrern erbetenen ^e,se Mttianoe.

Auch zum dritten Punkte der Bitte wird vorgeschlagen, ihn nicht zu genehmigen. Die
persönliche Znla e von 400 Mark, welche der dienstälteren Hälfte der
werden soll, ist eine Zulage, die keine anderen Tanbstummenlehrer haben, wie d.e an der Königlichen
Taubstummenanstalt iu Berlin angestellten. Die Herren Landesdirektorenstn '" ^u «mer
Konferenzdahin überein gekommen, daß eine Gleichstellnng der Provmz.al-Taubstunmenl hrer Mit
den an der Königlichen Anstalt in Berlin angestellten Tanbstummenlehrer»mch sattzuftnden habe,
weil die KöniglicheAnstalt in Berlin speziell dazu da ist, Lehrer auszubilden, was ,a im
wesentlichen für die Provinzial-Taubstummenlehrernicht zutrifft. c> , ^ -^

Die Genehmigung der ersten Bitte hat nun weitere Erhöhungen M F°lge. 'e mcht
erbeten sind, die aber als notwendige Konsequenz der Erhöhungen,wie ste hier für die Taubstummen-

9
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lehrer vorgeschlagen sind, eintreten müssen. Es wird, wenn das Anfangsgehalt der Taubstummen-
lehrer erhöht wird, dann auch das Anfangsgchnltder Blindenlehrer, sowie der Lehrer an der Anstalt
für Epileptische in Iohannisthal auf 2100 Mark erhöht werden müssen.

Die Taubstummen- und Blindcnlehrerinnen haben immer 2/4 des Gehalts der Lehrer
bekommen. Sie werden also auch eine entsprecheude Erhöhung des Gehaltes erfahren müssen und
zwar wird das Anfaugsgehalt auf 1575 Mark zu setzen sein. Endlich mnß, um die Spannung
zwischen Lehrern und Direktoren zu bewahren, auch das Mindestgehalt der Direktoren an Tanb
stummen-und Blindenanstalten erhöht werden, und zwar von 3300 auf 3600 Mark.

Es war noch von den Taubstummenlchrernerbeten worden, bei den bereits angestellten
Lehrern, auch de» älteren, möchte die entsprechende Gehaltsregelung noch nachträglichvorgenommen
werden. Meine Herren! Es ist hier im Provinziallandtage wiederholt beschlossen worden, daß,
wenn derartige Gehaltserhöhungenvorgenommen werden, sie keine rückwirkendeKraft haben sollen.
Es soll nicht so gehandhllbtwerden, als ob die angestellten Lehrer schon zurzeit der höheren Sätze
eingetretenwären. Dementsprechend ist das auch nicht der Vorschlagder Fachkommission in vor¬
liegendem Falle, sondern der Vorschlagder Fachkommission geht nur dahin, den bereits angestellten
Lehrern durchweg 300 Mark zuzulegen. Das ist die Spannung zwischen dem bisherigenAnfangs-
gehalt von 1800 und dem jetzt neu festgesetzten Satz von 2100 Mark. Dagegen tritt diese
Erhöhung natürlich nicht ein, soweit das Höchstgehaltschon erreicht ist. Diese Zulage von
300 Mark rechtfertigtsich ganz entschieden, denn sonst würde ja ein Lehrer, der eben angestellt ist,
auf den bisherigen Mindestgehalt von 1800 Mark bleiben, während ein Lehrer, der nach der Nen^
regelung angestelltwird, gleich auf 2100 Mark kommen würde, obwohl er jünger ist.

Was dann den Lehrern recht ist, das ist auch hier wieder den Lehrerinnenbillig. Diesen
würden also dementsprechend 225 Mark Zulage zu gewährensein, soweit sie bereits angestelltund
uoch nicht in das Höchstgehalt eingerückt sind.

Es wird Ihnen also vorgeschlagen zu beschließen:
a. das Mindestgehalt der Taubstummen- und Blindenlehrer sowie der Lehrer an der

Anstalt für EpileptischeIohannisthal auf 2100 Mark, dasjenige der Taubstummen-
und Blindeulehrcrinuen sowie der Lehrerinnen an der letztgenannten Anstalt auf
1575 Mark und das Mindestgehalt der Direktoren der Taubstummen- und Blinden¬
anstalten auf 3600 Mark zu erhöhen;

d. den unter «, genannten Lehrern nnd Direktoren für das Haushaltsjahr 190? eine
einmalige außerordentlicheGehaltserhöhungvon 300 Mark sowie den unter a, genannten
Lehrerinnen eine solche von 225 Mark zu gewähren, jedoch nicht über den Betrag des
Höchstgehaltshinaus;

0. zu bewilligen,daß die zur Durchführung der Beschlüssezu a und d erforderlichen Mittel
für das Haushaltsjahr 190? aus den verhandenenUeberschüssenentnommenwerden.

Ich bemerke dazu noch, daß der Gesamtaufwand,der durch die Neuregelungentsteht, sich
auf 1? 725 Mark belaufen würde.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürst enberg -St ammheim: Ich eröffne die
Diskussion.— Es meldet sich niemand zum Wort, Dann schließe ich die Diskussionund erkläre
den Antrag für angenommen.

Wir kommen zum 19. Gegenstände der Tagesordnung, das ist:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend eine Aenderung des 8 6 der Bestimmungen über die
Besoldung der Provinzialbeamten.
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Herr Abgeordneter Dr. zur Rieden ist auch hier wieder Berichterstatter,und ich erteile
ihm hiermit das Wort.

BerichterstatterAbgeordneten Dr. zur Nieden: Meine Herren! Es handelt f,ch nur um
eine Bagatelle, die Sie nicht lange in Anspruch nehmen wird.

Der Iahresbetrag des Wohnungsgeldzuschusses für die in DiensttlasseVI bezeichneten
Provinzialbcamten. das sind die unteren Beamten, ist früher in derselben Hohe festgesetzt worden
wie der Wohnnngsgeldzuschuß für die Unterbeamtcuder Staatsverwaltung, nämlich bei der Servis¬
klasse ^ auf 240 Mark, bei I 180 Mark, bei II 144 Mark, bei III 108 Mark und w IV
72 Mark.

Nun sind inzwischen die Wohnungsgeldzuschüssefür die Unterbeamtender Staatsverwaltuug
erhöht worden, nnd es wird vorgeschlagen, diese Erhöhung der Wohnungsgeldzuschüsseauch für die
Unterbeamtender Provinzialverwaltung,soweit sie der Diensttlasse VI angehören, eintreten zu lassen,
und zwar in der Weise, daß sie betragen in Scrvisklasse ^ 360 Mark, in Servisklassc I 270 Mark,
in ServisklasseII 216 Mark, in ServisklasseIII 162 Mark, in Servistlasse IV 108 Mark.

Meine Herren! Eine besondere praktische Bedeutung hat dieser Vorschlag nicht, da diese
Beamten wie auch andere Beamte keinen Wuhnungsgcldzuschuß beziehen,sondern entwederfreie
Dienstwohnnnghaben oder eine Mictsentschädigungerhalten.

Immerhin aber wird es praktischwerden bei der Pensionsberechnungfür tue Straßen-
aufscher. Deshalb werde» die Sätze erhöht werden müssen, und zwar wird beantragt, der Pruoinzml-
landtag wolle genehmigen,daß im 8 6 der Bestimmungenüber Besoldungder Provinzialbeamten
der Rheinprovinz für ' "i den Orten der ^Servisklasse»

.<?

I

270

II ! III

216 i 162

IV

108
III. Die unter VI genannten Beamten.....360 , , , . .^ . <
als Iahresbetrag des Wohnuugsgeldzufchufses mit Wirkung vom I.April 1906 ab mifgefuhrt werde.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstcnberg-Stammheim: Es meldet sich
auch hier niemand zum Wort. Dann schließe ich die Diskussionund erkläre den Antrag für
angenommen. ^ <,^,>^.

Meine Herren! Da der nächste Referent, der Herr Abgeordnete von Laer augenblicklich
verhindert ist aber wahrscheinlich gleich wiederkommen wird, werde ich die beiden Punkte, über die
der Herr Abgeordnete von Laer vorzutragen hat, vorläufig aussetzen und zum 22. Gegenstande
übergehen: , , , «> c ,

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besol¬
dungen und andere persönlichen Ausgaben für die
^ bei der Landes-Versichcrungsanstalt „Rheinprovinz",
L. bei den Schiedsgerichten für Arbeiterversicherung beschäftigten pro-

vinzialbeamten
für das Kaleuderjahr vom 1. Januar 1907 bis 31. Dezember 1907.

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Fusbahn als Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordneter Fusbahn: Meine Herren! Der Haushattsplan der Landes-

Verficheruugsaustaltist eigentlichkein Etat im gewöhnlichen parlamentarifchen̂ m.e des W^es-
Es handelt sich hier nm Erfüllung von Verpflichtungen,die die Provinz °nf Grund emev Ver rage»
übernommen hat. Die Verpflichtung besteht dariu. daß die Beso dnngen an die Angestellten
der Landes-Versicherungsanstaltausgezahlt werden. Die Provinz stellt die Beamten für d,e



68___________47. R heinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 13, März 1907,

Landes-Versichernngsanstaltan; dagegen werden die Gehälter von der Landes-Versichernngsanstalt
znrückvergütet.

Auch weicht dieser Etat von den anderen Etats dadurch ab, daß er vom 1. Januar 190?
bis zum 31. Dezember läuft, also abweichend von den gewöhnlichen Etatssahren,

Der Etat der Landes-Versichcrungsnnstaltfür 1907 ist verbunden mit dem Etat der
Schiedsgerichte. Die beiden Etats schließen zusammen für das Jahr 1907 mit 711550 Mark
gegen 551000 Mark im Jahre 1906 ab, also mit einem Mehrbedarf von 160 550 Mark, der
wesentlichhervorgerufen worden ist durch vermehrte Anstellung von Beamten infolge erweiterter
Anforderungen an die Anstalt,

Zunächst ist das Gehalt des ständigenVertreters des Vorsitzendenfür das nächste Jahr
vorgesehen mit 12 000 Mark gegen 11000 Mark im vergangenenJahre. Sie haben das schon
eben nach dem Antrage des Berichterstatters, Herrn Kommcrzienrats Dr. Nevcn du Mout,
genehmigt.

Die weiteren Erhühnngcn beruhen, wie ich eben schon bemerkte, auf der vermehrtenInan¬
spruchnahme der persönlichen Leistung. Die Geschäftszunahmcgibt sich in folgenden Ziffern kund.
Im Jahre 1904 waren 261892, im Jahre 1905 293 644, im Jahre 1906 306 048 Ausgänge
ohne rund 40 000 Eingänge, die in den Tagebüchernnicht besonders verzeichnet werden. Demgegen¬
über wurden allerdings verhältnismäßig in größerem Maßstabe Beamte in Anspruch genommen.
Im Jahre 1904 hatten wir im Etat 185, im Jahre 1905 236, im Jahre 1906 277 und in
diesem Jahre sind es 296 Beamte, Diese größere Inanspruchnahme persönlicherLeistung beruht
wesentlich auf folgendenzwei Umständen.

Einmal haben die Kommissaredes Reichsamts des Innern, des Neichsversicherungsamts
nnd des Hllndelsmiuinistcriumsschon im Januar 1905 die Notwendigkeit eingehenderer Bearbeitungen
der Rentcnanträge festgestellt. Dann hat aber auch der Ausschußdie Dringlichkeit der Vermehrung
des Beamten- und Kanzleipersonalsanerkanntin Rücksichtauf die notwendig werdenden eingehenderen
Revisionen. Die nicht genügende Vornahme vun Revisionenhat unzweifelhaftin den vergangenen
Jahren zn Ausfällen in den Beiträgen geführt. Das Reichsversicherungsamt hat sich auch kategorisch
für eine verschärfte Kontrolle der Beitragsleistnngcnausgesprochen.Es siud infolgedessen vorgesehen
wurden im Jahre 1905 vier weitere Kontrollstellen,im Jahre 1906 fünf und im Jahre 1907 acht,
also im ganzen siebzehn weitere Kontrollstellen, Rentenstellensind eingerichtetim Laufe der Zeit
iu Wald, und eine Rentenstclleist in dem letzten Jahre in Sigmaringen mit 2 Beamten ringe-
richtet worden.

Ich darf Ihnen die Mehrausgaben bei der LandcsversicherungIaustaltmit ruud 142 000
Mark spezifizieren. Sie setzen sich zusammen aus deu bcsoldungsplanmäßigenGehaltserhöhungen
mit rnnd 21000 Mark, Vergütung für Anwärter nnd Dienstnnkostenzulage 43 500 Mark, Dienst
nnkostcnzulagefür Kuntrollbcamte34 950 Mark, Penfionsfonds 10126 Mark. - Der bemißt
sich ja mit 15 Prozent nach den Gehältern — außerdem aus 32 853 Mark für Stelleuvermehrung.
Bei den Schiedsgerichtentritt eine Erhöhnng von 18 150 Mark ein, Hiervon sind 5220 Mark
besoldungsplanmäßige Zulagen, Vergütungenfür Anwärter 2300 Mark, Pensionsfonds 2600 Mark
und Stellenvcrmchrung8029 Mark.

Es mag Sie nun noch interessieren, einige Zahlen — die allerdings unserer Beschluß¬
fassung nicht uuterliegen — über den Gesamtetat der Landes-Versichernngsanstaltzn hören, der
mit 24 700000 Mark abschließt. Die Einnahmen haben dort betragen rnnd 18 Millionen Mark
für Märten, 4 760 000 Mark für Zinsen. 1200000 Mark für Tilgung von Darlehen und
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730000 Mark sonstige Einnahmen. Demgegenüber haben «13"
Rentenbeitraasertatmgen «75 000 Mark Heilverfahren. 1959 000 Mark Vmvaltu. gsto ten.^emenucmagverMiimMn, <"^ s>^„^ Mm-f VermöaenZanlaae Das ganze Vermögen
1500 000 Mark Kontrolle um. und 9 360 000 '""" ^nn^nZam." ^ i s)N Millionen
der Landes-Berficherungsanstaltstellt sich jetzt anf 142 Mllronen M"'' D " « 100^
Mark in Wertpapieren.42 Millionen Mark in Grnndstucken angelegt. Belastet :st d.e Vers.cheruugs
anstatt dagegen aber anch mit rnnd 12 Millionen Mark Re.üen.

L.Mn,«w,w «».sitzmdn «r»! «»,, F».s.',,!,'>».L!»n,,,h°>m,̂ ! M»

nicht mehr ausführen kann.

^ntrag"d^I. Fachkommission zum Bericht des P^inziawussch^es
iet^fend Maßnahmen, welche ...folge Vermehrnng der ^ahl der ^ro^

vinziallandtags-Abg^ ^^. ^ ,,,.„^^,. „,
BerichterstatterAbgeordneterSpn.tn. ^ ln H - ) ^.^^ ^ ^^

Provinzialordnung für die Rheinprov.nzhat ,eder ^"' m «e g «' ^,^, ,.^ .
Abgeordneten,jeder Kreis mit 40000 oder mehr Euuoolmern /°"^ ^
Pro'vinziallandtagzu wählen. Erreich die EimvohnerM eme ^^r^ 8000 ,,, ^
so werden drei Abgeordnete gewählt, für jede fernere volle Zahl von oU^ ^
weiterer Abgeordneterhinzu. ^ „- ,,„ ^nlac aehabt, daß die

Das stete Wachsen der Bevolternngnnserer Prov.nz h t M F ge ^

Anzahl der ^roviuziallaudtags-Abg^eordnetensich anch venne r h t, Wa rmd^^ ,^
landtag sich im Jahre 1888 aus 139 Mge°rdm en. m ^are 1894 ^ ^^ „ach
Jahre 1900 aus 155 Abgeordneten zulannnenMte. betragt die ^ay. 0 ^ kommenden
den letzten Wahlen, also zurzeit. 176. Se bst°^
Jahren noch .veiter wachsen. Es ist mit ^erhert «nznnehme.^ ^
wa len die Zahl, wenn sie anch nur im Verhältnis d« 1° ^n M^ ?905 zn Grnnde
sollle. sich ans über 200 belaufenwird. Schon wenn ^ w ^ «szaM.g^^^^ ^ z,^ ^^^
gelegt worden wäre, würde die Zahl b« Mge°rdntten 194 be mgen ^ ^ ^ , ^
Wahrscheinlichkeit, nm nicht zu ,agcu nnt S.che he t d °uf «ä,^ «nd daß diese Zahl sich
Landtagswahlendie Zahl der Abgeordnetenerhebluh vermehren werden
auf mehr als 200 belaufen wird. . Sitzungssaal mir knapp

Nnn ist schon znr Zeit, wo wn 17 A geor nete z len m ^ ^^^ . ^
genügend. Die Provinzialverwaltunghat »ut Rnckstcht auf du Zunaym
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Saale schon in etwa Wandel geschaffen, indem sie die Bantreihen verbreitert hat, wodurch leider
die Zwischengänge veischmälcrtworden sind. Znrzeit läßt sich der Zustand der räumlichen Ein¬
richtungendes Sitzungssaales wohl noch ertragen. Er wird aber unerträglich werden, wenn sich
nach sechs Jahren die Zahl noch um etwa 30 Abgeordnetevermehrt haben wird, für welche Herren
in diesem Saale kein Platz zu schaffen ist.

Vorsorglich — nnd wir können der Proviuzialvcrwllltuugdafür dankbar sein — hat daher
die Verwaltung und der Ausschußdie Frage an uns gebracht,was geschehensoll, um diesem nach
den nächsten Wahlen zu erwartendenUebelstandeabzuhelfen, bezw. welche Mittel und Wege ein-
zuschlage« sind, um diesen üblen Konseqnenzen vorzubeugen.

Da gibt es nur zwei Wege: entweder zu trachten, daß die Zahl der Abgeordneten sich
nicht weiter vermehrt, oder Wandel und Ersatz zn schaffen bezüglich der ungenügendenräumlichen
Verhältnisse. Was die erste Möglichkeitangeht, die Zahl der Abgeordnetennicht weiter wachsen
zu lassen, so würde, um diesen Weg zu betreten, die Gesetzgebunganzurufen sein; denn die
Zusammensetzung der Pruvinziallaudtage ist iu deu Provinzialurdnungen, also durch Gesetze bestimmt.
Wir können nicht als Proviuziallandtag bestimmen, wie groß die Zahl unserer Mitglieder sein soll,
sunderndas kann nur durch einen Akt der Landesgesetzgebung geschehen. In den einzelnen Pro¬
vinzen ist die Anzahl der Provinziallandtags-Abgeuronctc»und die Voraussetzungen,nach welchen
sie gewählt werden, verschieden. Sie finden in der Drucksache auf der letzten Seite die Voraus¬
setzungen aufgeführt, nach denen in den einzelnen Preußischen Provinzen die Abgeordnetengewählt
werden. Sie werden daraus ersehen, daß für die Rheinsirovinzuud die Provinz Schlesien die
größte Einwohnerzahlfür einen resp, mehrere Provinziallandtags-Abgeordneteerforderlich ist. Die
anderen Provinzen deputieren aus den Kreisen Abgeordnete schon bei einer kleineren Seelenzahl.
Nun, meine Herren, will es mir persönlich — und ich spreche in dieser Hinsicht auch im Namen
der Fachkommission— als ein merkwürdigerVorgang erscheinen,wenn eine Provinz sich ihre
eigenen Berechtigungenverkürzen wollte. Wir können die Verminderungder Zahl der Abgeordneten
nur dann erreichen,wenn die Kreise eine höhere Anzahl Einwohner haben müssen, um die Abge¬
ordnete» zn deputieren. Ich glaube annehmenzu können, daß sich jeder Kreis freut, möglichst viele
Abgeordnete hier in dieses hohe Haus eutscnden zu köuueu. Uud ich würde es als eine Art Selbst¬
mord ansehen, wenn die eigenen Kreise, die hier ihre Vertretung haben, dazu übergehensollten, die
Gesetzgebung anzurufen, nm ihre Rechte zu verkürzen.

Meine Herren! Mau mag ja vielleicht über diese Frage verschiedener Meinung sein, die
Fachtommissionhält es aber nicht für gegeben, den Weg der Gesetzgebung zn bcschrciten, Sie hält
es am allerwenigsten für angezeigt,aus einem so ganz äußerlichen Umstände,weil eben unser Haus
für unsere Abgeordnetennicht mehr groß genug ist, den Wunschauszusprcchen, daß ein Landcsgesetz
bestimmen soll: Rheiupruuinz, dann schicke eben weniger Abgeordnete!

Meine Herren! Wenn wir den Weg des Anrufens der Gesetzgebung nicht betreten wolle»
— und das empfiehltIhucu Ihre Fachkommissiou — dann bleibt nur übrig, zu trachten, wie
wir dem hier herrschenden oder nach sechs Jahren mit aller BestimmtheitvorhandenenNotstände
abhelfen wollen. Dann wird man eben bauen müssen. Wie das gemacht wird, entzieht sich
zurzeit noch unserer Beurteilung, da dicscrhalbeine Vorlage noch nicht an uns gelangt ist.

Meine Herren! Es wird uns wahrscheinlich schmerzlichsein, wenn wir nach sechs Jahren
nicht in diesen Saal, wo der Landtag so manche Reihe von Jahren erfolgreichgetagt hat, wieder
einziehen sollten. Vielleichtwird uns aber auch etwas Besseres geboten; uud ich glaube, in zwei
Punkten wird uns sicher etwas Besseres geboten werden, ich meine die Akustik und die Beleuchtung.
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Bei beiden liegen in diesem Saale Mängel vor. die von vielen Seiten immer " e^ gengt nnd
beklagt worden sind. Wir werden voraussichtlich einen Sitzuugssaal bekommen, m d m w s duft
Uebelstände anbetrifft. Bessernnggeschaffen ist. wir werden aber ans alle
Sitznngssaal haben, der Bürgschaftdafür bietet, daß nnt der Vermehrnng der Abgeordnetenfnr
alle ein würdiges Unterkommen geschaffenwird.

Die Vorlage die uns der Provinzialansschußmacht, spricht stch mcht darüber aus. m

welcher AttWan^ geschaffenwerden soll. Der Ansschuß erbittet zunächst nur eme Direktivedes

ich spreche, glaubt diesem Ersuchendes Anssämsses

in der Hichcht F^lge geben u Wunen,daß Sie Ihnen abrät Aenderungen m " ^.s— ^
des Landta e herbeizuführe«,daß sie Ihueu dagegen vorschlagtnnd den Rat . >". 5« nuM
beschließen, daß der ProvinzialansschußErnntteluugeu anstellt m welcher Welse dem ach st
eintretenden vermehrtenNaumbedürfnisRechnuug getragen werden tonne Mit «" "en Wo ,

meine Herren, es soll durch diese« Beschluß, falls Sie ihn fassen, nnr d'e rmz.pM F DHm g

getroffen werden: wir wollen eine Veränderunghinsichtlich uuseres Sitzungssaales °mt "eu ^
ie fertig seiu soll. wem. ua°> den nächsten Wahlen, also in sechs Jahren, em ue er «"g w. de

zusammentritt. Wie dies geschehensoll, darüber würde wohl heute mcht zu "«n m. s^
„dieser Einsicht »vürdeu wir vom Provinzialansschuß für den nächsten Landtag ,""° V° läge

erwarten Um das zn ermbglicheu. würde ferner zn beschließensein, daß Sie den ^"^
eru.ächtigeu.die durch die Vorarbeite« entstehenden Projewerungskostenaus deu zur Verfugung de.
Landtages stehenden Mitteln zu entnehmen. ..,.^i.... M<-i,,c Zerren'

Stellvertretender Vorfitzender Graf von Fürstenberg-Stan mhe n. Meme Herren.
Ich stelle den Antrag zur Diskussiou nnd frage, ob jemand das W°" "er a gt

Das ist nicht der Fall, dann schließe ich die Diskussion, und ev wnd gnna,, den, Untrage
Ihrer Fnchkomnnssion beschlossen.

Wir kommen zu dem 23. Punkt der Tagesordnung: ^ , . ^ ^,„:„,ial'
Antrag der III. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provuizial.
ansschnsses. betreffend die Uebersicht über den Eisenbahnfonds nnd die
Nürdernuq von Bahnuntcrnehmungen. .. ^, «n . -^<.

Berfchter atw ist Herr Abgeordueter Dr. von Wülfin, dem ich ^^ das Wo^
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Wülfiug: Meme Herrn ^ d^ «h.

die der Proviu ialansschnßvorgelegthat. hat die M. Fachk^wu mchts u be ^ "^
Sie sehe« auf Seite 1, daß der Betrag des Fonds 26 000000 Mart wr gt. D ^mgegan e^
Tilgungsbeträge beliefen sich bis zum 31. März des vorigen Jahres °un°^ ^
so daß die Summe der Mittel fast 27000000 Mark ausmachte. ^? «u "en Snt ,n
Darlehen bewilligt worden gegen 24000000 Mark, mithin blieben verfugbaram 1. Oktober
3187000 Mark. , ^ _., ^,.,„,

Eine Erhöhung des Eisenbahnfondsist mcht m Aussicht genommen.
Die Fachtommission hat. wie ich schon erwähnte zn d'°'em V«uch ' ^M z dem e>.
5W deni ZweitenPunkte, zu dem Antrage des Provinzialausschu ses deu ^e auf ^eu

« h»»» sich ».,, die !„. >.° «>m,i»h,,.,. m..«««, '««^ » ^^^^,^
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Jahre 1894 und sind für die Kleinbahnunternehmungensehr günstig. Nach ihnen braucht die
Kleinbahn keineswegsin allen Fällen eine Vergütung an die Provinz abzuführen, sondern nur
dann, wenn sie mit günstigem Erfolge gearbeitethat. Erst wenn eine Verzinsungdes Anlagekapitals
mit 6°/« erreicht ist, entsteht für die Kleinbahn die Verpflichtung, von dem weiteren Ueberschusse
den fünften Teil an die Provinz abzuführen. Diese Bestimmung hat aber, wie der Provinzial-
ausschuß berichtet, in der Praxis zu Weiterungen geführt. Zunächst ist es zu Meinungs¬
verschiedenheiten zwischen der Provinz einerseitsund den Kleinbahnuutcruchmuugenandererseitsüber
die Auslegung einzelnerBegriffe der Bedingungen gckummcn. Die Meinuugsverschiedenhcitensind
in erster Linie entstandendurch die Interpretation der Worte „Anlagekapital" und „Reingewinn".
Während auf Seiten der Kleinbahnnntcruehmungendas Bestreben besteht, den Begriff „Anlage¬
kapital" möglichst weit zu fassen, finden Sie die umgekehrten Bemühungenbei der Provinz. Vom
Standpunkt der Kleinbahnuntcrnchmuugeuist es sehr begreiflich, daß sie den Begriff „Anlagekapital"
möglichst weit fassen wollen, denn je größer das Anlagekapital ist, um so größer muß naturgemäß
auch der Gewinn sein, der eine 6°/»ige Verzinsungdes Anlagekapitals ermöglicht. Und dies ist ja,
wie ich eingangs ausführte, die erste Voraussetzung für die Heranziehungdurch die Provinz überhaupt.

Weitere Meinungsverschiedenheiten haben sich ergeben über die Fassung und Auslegung
des Begriffes „Reingewinn". Hier habe» wir das umgekehrte Bild. Die Kleinbahnunternehmungen
bemühensich, den Begriff „Reingewinn" möglichst eng zu »ehmeu. Je kleiner der Reingewinn
ist, desto kleiner ist auch der prozentuale Betrag, den sie von diesem Reingewinn an die Provinz
abführen muffen.

Zu diesen rechtlichenSchwierigkeitenkommen noch tatsächlichehinzu, Tcuken Sie sich
beispielsweise den Fall, daß von der elektrischenKraft, die die Kleinbahnuuteruehmungcnzu ihrem
Betriebe bedürfen, sie einen Teil an Dritte abgeben. Wie soll in diesem Falle das Anlagekapital
berechnetwerden? Wie soll ferner das Anlagekapital berechnetwerden, wenn das Kleinbahn-
unternehmenauch in anderen Provinzen Bahnen baut und nicht in der Lage ist oder nicht in der
Lage zu sein behauptet, der Provinz zahlenmäßige Angaben darüber zu machen, wie groß das
Anlagekapitalsei, das speziell auf die Rheiupruviuz entfällt. Es kommt hinzu, daß die Provinzial-
vcrwaliung nach ihrer Angabe bei der Aufstellungder Bilanzen seitens der Kleinbahnunternehmungen
nicht das gewünschte Entgegenkommen findet. Es seien Fälle vorgekommen,die man beinahe als
Bilanzverschleierungbezeichnen müsse.

Zwar ist nun in den Bedingungen vorgesehen,daß Streitigkeiten zwischen der Provinz
und den Kleinbahnunternehmungendurch ein besonderes Schiedsgerichtznm Anstrag kommen sollen.
Dieses Schiedsgerichtwürde aber nur über die rechtlichen Fragen Klarheit schaffen und nicht die
tatsächlichen Mißstände beseitigen können, die ich Ihnen vorher geschildert habe.

Bei dieser Sachlage hält es der Proviuzialausschußfür wünschenswert, mit dem bisherigen
Verfahren zu brechen uud eine neue Art der Heranziehung der Kleinbahnuuternchmungeuherbei¬
zuführen. Aehnlich wie es schon in anderen Provinzen geschehen sei, will der Provinzialausschuß
künftighin nicht berücksichtigen, ob das Klcinbahnunternehmenmit Gewinn oder Verlust arbeitet.
Er will in allen Fällen eine Abgabe für die Benutzung der Provinzialchaussecnverlangen, die
sich im Einzelflllle auf 50 Pfennig bis 1 Mark pro laufendes Meter bemessen soll. Die Ent¬
scheidung hierüber soll dem Provinzialausschusseim Einzelfalle zustehen, der ermächtigtwerden soll
dann, wenn die finanziellen Ergebnisse der Bahn schlecht sind, insbesondere auch in den ersten Jahren
eines neuen Bahnunternehmens diese Gebühr ganz oder teilweise zu erlassen. Der Provinzial¬
ausschuß ist der Ansicht, daß die veränderte Gestaltung der Kleinbahnen in unserer Provinz eine
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Verschärfungder Bestimmungenvon 1894 rechtfertige. Währeud es sich «m^ahre 1894 bei den
Kleinbahne»durchweg nm neue Uuternehmuugen gehandelt hätte, die in
Schonung verdienten,habe sich das Einkomme« der Kleinbahnendurchweg erheblich vermehr^ Auf
Seite 6 der Drucksachefindeu Sie eiue Zusammenstellung,wonach verschiedene Kleinbahnen
annehmbare, znm Teil sogar recht schöne Dividendenin den letzten Jahren verteilt haben

Bei dieser Sachlage glaubt der Provinzialansschuß.daß es keme «„billige Belastuug der
Kleinbahuunternehmuugenwerden würde, wenn sie pro laufendes Meter eiue Abgabe vou 50 Pfennig
bis 1 Mark an die Provinz für die Beuutzuugder Prouiuzialchansseen zu entrichten hatten M
sieht eine Uubilligkeitdarin um so weniger,als es ja dem Provinzialausschnß.wie ich schon vortrug,
gestattet sein soll, in besondereu Fälleu diese Gebühr gauz oder zum Teil zu erlassen.

Bei dieser Sachlage hatte sich die III. Fachkommission eine doppelteFrage vorzulegen.
Zuuächstdie Frage: sind die zurzeit bestehenden Bedinguugenderartig unvollkommen? Habe" "h
aus ihrer praltischeu Handhabungderartige uuerwüuschte Ergebnisse herausgestellt, daß eme Aeudern,
uotwendig oder miudestens wünschenswerterscheint? Und zweitens für den Fall daß man zn
Aejahuug diefer Frage kommt: ist der Weg. den der Provinzialansschußvorschlagt, gangbar uud
taun er ohne Gefährdung der Kleinbahnunternehmuugeubeschütten werden? «,,,., ^

Was die erste Frage anbelangt, so kam die Fachkommission einstimmig zu d« Ansicht daß
zwar zweifellosaugeublicklichMißstände in diefer Hinfichtbestehen. Mißstände sowo '» rechtlicher
Wie in tatsächlicher Beziehuug. sie vermochte aber nicht diese Mißstände für f° ^^lich zu ha e .

daß sie ans diesem Gruude allem eine Aendernngder bestehenden Bestimmungf" >"b "g u°t-
weudi hielt. Sie ging hierbei von folgenden Erwägungen aus. Wie ,ch schon «wah "e. ist znr

Entscheidung der Stetigkeiten, die in rechtlicher Hinsicht entstehen könne., em beso^
gericht vorgesehen, nud dieses Schiedsgerichtsoll, wie auf Seite 5 des Ver'^s g^

ächs er Zeit in drei Sache., eiuen Schiedsfprnchfällen. Hierdurch wird, fo gl°"b ^ sach^
tommiffion.die wünschenswerteKlarheit über die rechtlicheBedeutmig der Angelegenheit he be.g^t
werden Die beste enden Bahuunterneh.nuugenwerden sich die

gericht getroffen hat. zu Nutzen machen und werde., zu weiterenAnstandenm rechtlicher Hinsicht
der Provinzilllverwaltungvoraussichtlich keinen Anlaß mehr geben.

Schwierigerm.d bedeutsamer siud ja zweifellos die wachen Miß^
sich hier doch schließlich nm dieselben Schwierigkeiten,die «^a" anderes
wenn es darauf ankommt, ein ortliches weit verzweigtesun inhaltlich de "s «« «„ m .
für eine Abgabe oder Steuer gleichviel welcher Art heranznz.ehen Jeder der
ei es z. B. mit der Heranziehuug zu Kommuualabgaben mit er «erte: m'g d r gab a

mehrere Gemeinden, mit der Veranlagung zur Staatseinkommens^
ein recht fchwierige und uuerfrenliche Aufgabe ist. aus einer nnt fack,..an..ischer

Bilanz die enigeu Momente herauszusiudeu.die steuerlich "^ ,h°"bar st'ch. ^ ' ^^ ^«
audereuBehörde» tatsächlich gelingt, diese Schwierigkeiten zu bewältige«, s°. "emt « ^cht°^^
wird dies auch der Provinz möglich sein, die ja doch emen >^^i u^ ^^
Apparat zur Verfügung hat als daß fie ü ter allm Umständen
die znrzeit bestehenden Mißstäude mch ° s '° ^ ^1 mise ^ ^.u.^^ ^^
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in sich birgt. Es mag richtig sein, daß einzelne Kleinbllhnuntcrnehnnmgcnin den letzten Jahren
schöne, zum Teil sogar sehr schöne Dividenden ausgeschüttethaben. Aber dies ist doch nur eine
Ausnahme. Es gibt eine ganze Menge von Kleinbahnuntcrnehmungen,die bei der jetzigen milden
Besteuerungder Provinz nur mit Mühe uud Nut durchkommen und die zweifellos iu sehr erhebliche
Schwierigkeitengeraten würden, wollte man ihnen in Zukunft für die Benutzuug der Provinzial-
chausseen die sehr erhebliche Austage macheu, die die Provinz plant. Ist es schon schwierig für die
bestehenden Unternehmungen,diese neuen Auflagen ohne einen Vermögensvcrfallzu tragen, so ver¬
mehrt sich die Schwierigkeit noch für die neuen Strecken, für die Strecken,die uoch uicht ausgeführt sind.
Für sie ist ja in erster Linie die Aenderung, die der Provinzialausschußwünscht, vorgesehen,denn
es liegt nicht in der Macht des Provinzialausschusses,diese Bestimmungenjetzt auch schon ohne weiteres
auf die besteheudcu und älteren Unternehmungenauszudehncu. Er mochte dies allerdings indirekt
uud auf Umwegen dadurch erreichen, daß er den bestehendenUnternehmungen eine erweiterte
Benutzuug der Provinzialchauffeenüber die jetzige tatfächliche Benutzung hinaus nur dann gestatten
will, wenn sie sich verpflichten, für ihr ganzes auf deu Straßeu liegendes Schienennctz die schärfereu
Bestimmungenanzunehmen. Dieser letztere Umstand, die Rücksicht auf die neuen Unternehmungen
erschien der Fachkommission von ganz besonderer Bedeutung und Wichtigkeit,denn es ist wohl zn
beachten, daß die guten, die lucrativen Strecken in nnferer Provinz schon längst gebaut sind und
daß es sich für die Neubauten nur um weniger gute Strecken, um kleine Strecke» handelt. Diese
Streckensind zum großen Teil so klein und versprechen so wenig Gewinn, daß sie eine selbständige
Ausbeutung dnrch ein neues Untcruehmeuüberhaupt uicht gestatte». Mau ist darauf angewiesen,
die schon bestehenden, in der Nähe befindlichen Unternehmungen zu veranlnfsen, ihr Schienennctz
weiter auszudehnen. Diese Unternehmungenwerden zweifellosgegenüber diesen kleinen Unternehme»,
wenn die Uebernahmeihnen in vielen Fällen überhaupt schon wenig Erfolg verspricht, nicht dazu
bereit sein, falls die Uebernahmenoch die weitere höchst bedeutsame Auflage für sie haben wird,
daß sie für ihr ganzes Schicueunetz,soweit es auf deu Prouinzialstmßen ruht, uunmehr die erheb¬
liche Steuer von 50 Pfennig bis l Mark pro laufendes Meter zahlen müssen. Demi, meine Herren,
die jährliche Gebühr von 50 Pfennig bis 1 Mark Pro laufendes Meter ist zweifellos sehr erheblich.
Machen Sie sich klar, das bedeutend für das Kilometer taufend Mark. Die Verzinsnug dieser
tausend Mark verlangt eine Erhöhung des Anlagekapitals von 20—25 000 Mark, während der
Hochbau des laufenden Kilometers Kleinbahn, wie man mir sagt, sich ans 20 000 Mark beläuft.
Es kommen also weitere 20 000 Mark hinzu, und Sie haben mit einer direkten Verdoppelungdes
Anlagekapitals zn rechnen. Auch der Umstand, auf deu iu der Ausschußsitzung besonders hingewiesen
wurde, daß es ja dem Provinzialansschußfreistünde,in besondersdringenden Fällen einen Nachlaß
der Steuer zu gestatten, konnte die Bedenkender Fachkommission nicht beseitigen.

Zwar hat der Herr Referent des Proviuzialansschnsscsuus gestern in der Fachkommission
versichert, die Provinz beabsichtige keineswegs, hiermit eine Erhöhung der Einnahmen herbeizuführen;
der Herr Landeshauptmann selbst hat aber heute morgen bei einer anderen Gelegenheit beiläufig
darauf hingewiesen, daß die Provinzialchausseendadurch, daß sie mit Kleinbahnenbelastet sind, eine
ganz unverhältnismäßig stärkere Abnutzungerlitten, da sich der ganze Verkehr auf die eiue geleise¬
freie Seite der Chaussee hiuüberziehe. Er hat beklagt, daß er zurzeit keine Mittel hätte, um die
Unternehmungenhierfür heranzuziehenund bedauert, daß die Fachkommission ihm diese Handhabe
uicht gewahrenwolle.

Bei dieser Auffassungdes Herrn Landeshauptmann niüssen wir Bedenkenhaben, ob der
Provinzialausschußvon dem von ihm beantragtenRechte, in besonderenFällen einen Erlaß der Abgaben
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herbeizuführeniu dem Umfange Gebrauchmachen würde, wie wir es im Interesse der Kleinbahnen
für unbedingt erforderlich halten, und im Auftrage der III. Fachkommission kann ich daher nicht
umhiu, Sie zu bitten, den Antrag der Provinzialverwaltungabzulehnen.(Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Sie stehen ja gewiß nuter dein

Eindruck, daß die Worte des Herrn Abgeordneten von Wülfing ein Grabgeläute für diefen Antrag
der Pruviuzialverwllltungfein follen. Meine Herren! Ich möchte aber die Beerdigung doch nicht
so ohne weiteres vor sich gehen lassen, uud möchte bitten, mir auch ein Wort zu dieser Vorlage
noch zu gestatten.

Meine Herren! Wir sind uns sehr wohl bewußt, daß wir, wo es sich um tue Hebung des
Verkehrs und des Handels und Wandels handelt, in weitester Weife entgegenzukommenhaben, daß
das einfach eine soziale Verpflichtungder Provinz ist. Meine Herren! Wir sind dieser Aufgabe,
wo wir touuteu, auch immer nachgekommen. «, > ». ^

Als mm zuerst die Kleinbahnenins Leben traten, da war der erste Satz: Line Klembahu
ist überhaupt nur dann möglich, nur dann rentabel, wenn der Grunderwcrbnichts kostet (Zuruf:
Ganz richtig!), und da hat sich die Provinz, entgegenkommend, natürlich bereit erklärt: Wir geben
den Grund und Boden auf unferen Straßen zur Einrichtung der Bahn her. und wo es nicht
möglich ist, da geben wir euch mindestensden nebenherlaufenden Graben, baun könnt ihr noch für
billiges Geld etwas von dem danebengelegenen Grund und Boden erwerben.

Das Entgegenkommender Provinz ist von allen Bahngesellschaften dankbarst begrüßt
wordeu. Wie es sich um die Bahnuorlagen handelte, da hieß es: Gewiß, akzeptieren wir; alle
Bestimmungen,die Sicherstellnngbezüglich der Einrichtung der Straßen in bezug aus Pflasteru.ig
Weicheu usw. akzeptierenwir. Wie es hieß: Ihr habt aber, wenn ihr 6°/° Remgewmn habt,
von dem, was darüber ist. 20°/« uns abzngeben.wurde gesagt, auch dam.t su>d wir vollständig
eiuverstanden, Der Vertragsabschluß ist immer ganz glatt vor sich gegangen. Nun kommt aver
die Kehrseite:Wenn die Bahn eine Reihe von Jahren im Betriebe war. dann fragten wir einmal
an: wie ist es mit der Erfüllung des Vertrages. Da ist ja der Paragraph so und so. der uns
einen gewissen Gewinnanteil zusichert,wenn ihr so viel schon verdient habt. Da lMß es '»nner:
Gewinn ist ja garnicht möglich. Nur von zwei Strecken - das betrifft die Stadt Dusseldorf uud
die Stadt Cöln - haben wir einen Gewinn eingezogen. Ich glaube, es find im ganzen m Mm
Jahre 14 000 Mark. Das ist alles, was wir von den Kleinbahnenbekommen. Alle anderen
Bahngefellfchaftenlegten uns auf Verlangen fehr hübsche Bilanzen, Darstellungenvor. wonach wir
wirklichnichts zu fordern hatten. Da entstanden aber nun immer die Krakehlereieu: M was i,t
deun eigentlich Anlagekapital? wie berechnet ihr das? Sie setzten uns nicht nur d°Z werbende
Kapital, die Aktien hinein, sondern auch Obligatiousschulden.Ersparnisse,die sie gemacht hatte
woraus sie nene Anschaffnugeu vorgenommen hatten usw. Es war alfo em ewiger Kampf mit den
Kleinbahngesellschaften. . . ^-^.:^»^;^

Wir tonnten im Rechtswege nicht vorgehen,weil iu dem Vertrage p em Sch edvgench
abgemacht ist. Wir haben nns nun alfo zu dem Schiedsgerichtbequemt. Die Sache lauft letzt
ein ganzes Jahr nud noch haben wir keine Entscheidung. Es ist nur auch sehr zweifelhaft,welche
Entscheidung dabei herauskommen wird. ^. «, ^. > - ^„«»

Da sind wir nun zu dem Gefühl gekommen, warum soll die Pr°vmz °ie einzige Stelle
sein, die bei der ganzen Affaire den Schaden davonträgt. Warnm soll die Provinz die einzige
sein, die Opfer bringt? Die Kleinbahngesellschaften stecken 6 Prozent und mehr m d,e Tasche,

10'



7 6 47. Rheinischer Provinziallandtag, 3, Sitzung am 13. März 1907.

die Gemeindenverdienen. Nur die Provinz hat nicht allem den Grund und Boden herzugeben,
sondernsie muß auch die ganz bedeutenden Mehrkostender Unterhaltung der Straßen tragen.

Die Idee, daß eine Kleinbahn die Straße in Bezug auf die Unterhaltung entlastet, ist
unrichtig. Das hat die Verwaltung zuerst auch augcuommeu. Im Laufe der Zeit läßt sich aber
rechnungsmäßigfeststellen, daß die Straße, auf der eine Kleinbahnläuft, iu der Unterhaltungteurer
ist. Der gauze Verkehr geht auf die Seite, wo die Kleiubahu uicht läuft und die Straße wird
ganz ungleichmäßigund iu raschester Zeit verschlisse».Auf der anderen Seite, wo die Bahn liegt,
kommt selten ein Fuhrwerk usw. vorüber.

Also, meine Herren, wir waren die einzigen,die bei der ganzen Affaire Schaden erlitten.
Nun wird eben gesagt, ja, wenn ihr das Schicdsgerichtserkenntnishabt, konnt ihr euch

ja danach richten, dann sind alle die Schwierigkeitenerledigt, dann ist die Sache glatt. Ich glaube
auch: weun das Erkenntnis des Schiedsgerichtsda ist, werden wir ganz glatte Verhältnissehaben.
Wenn ich aber nicht zahlen will, oder mir das unbequemist, dauu möchte ich dcu Kaufmann sehen,
der mir nicht eine Bilanz aufmacht oder eiu Bildchen macht, über das ich nicht weg komme. Es ist
doch kein Knuststttck, ich will uicht sagen, die Sache zu verschleiern,ich meine nichts Böses damit,
aber die Sache so zu frisieren, daß ich uicht hineinschauen kann. Das ist doch nicht schwer.

Die Schwierigkeiten werden also bleiben. Und da ist der Ausschuß zu dem Abkommen
gelangt, das er mit der Stadt Düsseldorf getroffen hat, anstatt der großen schwierigen Berechnungen
ein für allemal eine Kleinigkeit Pro Meter von der Bahugescllschaftals Gebühr zu verlangen.
Wenn nun in der Vorlage steht 50 Pfg. bis 1 Mark, so hätte sich ja darüber in der Kommission
gern sprechen lassen. Es brauchte« ja nicht 50 Pfg. zn sein, wir wollen da ja nicht eiu riesiges
Geschäft machen. Es hätten ja 25 Pfg. sein können. Darüber hatten wir ja ruhig rede» köuucu. Aber
es brauchte doch uicht direkt dieser Autrag abgelehutzu werden. Es hätte sich ja alles machen lassen.

Es war da auch noch vorgesehen, daß, wenn die Bahn wirtlich keinen Gewinn abwirft,
wenn es sehr schlecht geht, wir die Gebühr nicht erhebenwollten. Darüber sollte ja der Ausschuß
im einzelnenFalle befinden. Nun sagt Herr von Wülfing, ich hätte hente morgen die Bemerkung
gemacht, wir wollten doch auch eiucu Gcwiun von der Sache haben; und daraus zieht der Herr
Landlllt von Wülfing die Schlußfolgerung,daß der Ausschuß niemals die Gebühr herabsetzenoder
ermäßigen werde. Meine Herren! So groß ist mein Einfluß im Ausschuß uicht, daß er sich durch
diese zufällige Bemerkung,die ich in der Konnnission gemacht habe, bestimmen ließe. Das brauchen
Sie nicht zu befürchten.

Wir wollen in dieser wie in anderen Sachen wohlwollend die ganze Frage prüfen und
von strengenForderungen, wenn es gesetzlich und reglementsmäßigzulässig ist, absehen. So würde
es in diesem Falle wohl gegangensein.

Ich kann nur sagen, ich bedauere,daß die Proviuz die einzige ist, die bei der ganzen
Sache zahlen soll. Wir hätten vielleicht — ich bin leider uicht in der Kommission gewesen —
uns auf einen andere» Maßstab zusammeufiudeu können.

VorsitzenderBecker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet. Dann schließe ich
die Verhandlung.

Meine Herren! Gegenanträge liegen nicht vor. Zur Verhandlung steht der Antrag, den
die III. Fachkommission gestellthat, und der geht dahin, der Provinziallandtag »volle den Antrag
des Provinzialllusschussesablchucu.

Trotz aller beweglichen Reden des Herrn Landeshauptmanns fürchte ich, wird die Ver¬
sammlung wohl mit diesem Antrag der III. Fachkommission einverstandensein. (Heiterkeit.)(Rufe:
Zur Geschäftsordnung.)
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Znr GeschäftsordnungHerr AbgeordneterGraf Beissel.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Es muß ja eine Abstimmung über deu Autrag

erfolgen. Es kam: durch diese Abstimmungauch der Antrag der Fachkommission abgelehntwerden,
zudem hat der Provinzialausschußseinen Antrag nicht zurückgezogen.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Dann kommen wir zur Abstimmung über deu Antrag
der III. Fachkommission, der also dahin geht, der Provinziallandtag wolle den Antrag des Provinzial-
ausschusses ablehnen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche diesem Antrage stattgeben wollen, sich von ihren Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit. (Zuruf: Gegenprobe!) Das Bureau ist emig.
daß es die Mehrheit war. (Erneute Rufe: Gegenprobe!) Wenn Sie aber die Gegenprobe wüufchen,
kann sie ja auch uoch gemachtwerden. (Zuruf: Ist der Antrag der Fachkommission abgelehnt?)

Meine Herren! Der Antrag der Fachkommission ist eben angenommen,und der besagt
eine Ablehnung des Antrages des Ausschusses. Die Verhandlung, die hier stattfindet, erfolgt ja
doch auf Grund des Berichtes Ihrer Fachkommission, und nicht auf Grund der von der Fach¬
kommissionabgelehnten Vorlage des Ausschusses. Also uach meiner Ansicht ist der Antrag damit
erledigt.

Meine Herren! Wir kommen zum nächsten Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die sogenannten gleislosen elektrischen Straßenbahnen.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete Dr. von Wlilfing.
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Wülfing: Meine Herren! Zu diesem Punkte der

Tagesorduuug tauu ich mich sehr kurz fassen. Ich darf lediglich auf deu Bericht verweisen,den
Sie in der Drucksache Nr. 22 vorgelegt erhalte« habeu. Die Fachkommission hat keinerlei
Bemerkungenzn diesem Bericht zu machen. .

Sie sehen aus diesem Bericht, daß im Rechnungsjahre1906 zwar em neuer Antrag auf
die Erteiluug der Erlaubnis zur Aufstellnng von Masten- und Leitnngsgestängen auf den Provinzial-
straßen für den Betrieb einer gleislosenelektrischenStraßenbahn gestellt wordenwar. Es handelte
sich um die gleiselose Bahn, die vou Mehlem über Berkum nach Meckeuheun führen M Der
Proviuzialausschußhat aber abgelchut, diesem Antrage näher zu treten, da die örtliche Gestaltung
der Provinzialstraße dies nicht gestattet. Das Gefalle war zu stark, nnd war der Verkehr zu rege
als daß er die Belastung durch eine gleislose elektrischeBahn hätte zulassen können Es befindet
sich zurzeit in der Provinz nur eine gleislose elektrischeBahn in Betrieb, das ist die ^«hn die
von Walporzheim nach Neuenahr führt. Diefe Bahn ist am 23. Mai vorigen wahres eröffnet
worden. Bei der Kürze der Dauer des Betriebes der Bah» haben aber Erfahrungen darnber, in
wie weit dnrch diese gleislose Bahn der Oberban der Provinzialstraße leidet. n°°h '"Hi gesammelt
werden tonnen. Es ist daher auch die Frage an den Provinzialansschußnoch nicht herangetreten,
ob hierdurcheine solche Abnntzuug der Chaussee eingetreten sei. daß der Straßenbaufonds aus dem
Eisenbahnfondsschadlos gehalten werden müßte. ., ..^ z. m, .

Vorsitzender Becker: Ich «offne die Verhandln,,«,- Es meldet sich niemandznm Wort
dann schließe ich die Verhaudluug und stelle fest, daß das hohe Haus von der Vorlage Kenntnis
genommen hat. ^ ^, i «n c^ i. » «.

Meine Herren' Der GegenstandNr. 25 der Tagesordnung geht auf Wuusch des Herrn
Berichterstatters,der heute verhindertist, auf die morgige Sitzung über. (Rufe: Vertagen!)

Der GegenstandNr. 26 ist schon erledigt.
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Wir kommen zum GegenstandNr. 27:
Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteHeising, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Haushaltsplau für die Unter¬

haltung der landwirtschaftlichen Angelegenheiten der Provinzialverwaltungbefindet sich auf Seite 602.
Er schließt in Einnahme und Ausgabe für das kommende Rechnungsjahr ab mit 1103 980 Mark,
also mit einem Mehr von 17 580 Mark. Die Mehreinnahmen gründen sich hauptsächlich darauf,
daß die Zinsen des Westfonds, welche unter I Nr. 7 der Einnahmen verzeichnet sind, sich nach
dem Durchschnitt der 3 letzten Jahre erhöht haben, und daß im übrigen in Nr. 8 die Zuschüsse
für landwirtschaftliche Zwecke um 14 000 Mark erhöht worden sind.

In der Ausgabe rechtfertigt sich das Mehr durch die Mehrausgaben für die landwirt¬
schaftlichen Winterschulenim Betrage von 5000 Mark, durch höhere Zuwendungen, die aus dem
Westfonds gemacht werden, mit 2509 Mark, und im übrigen in der Hauptsachedurch die höheren
Aufwendungen, welche für die Weinbauschulen Trier, Kreuzuach und Ahrweiler gemacht werden
müssen,mit rund 8000 Mark.

Im übrigen weist der landwirtschaftliche Etat wenig oder gar keine Aenderungengegen
die Vorjahre auf; und es bedarf wohl nicht eines näheren Eingehens auf die einzelnenPositionen.

Die IV. Fachtommissionhat den Etat einer eingehenden Prüfung unterzogenund empfiehlt
die unveränderteAnnahme des Etats, wie er Ihnen vorliegt.

Zu Punkt I der Einnahme „Staatszuschuß zur Unterhaltung niederer landwirtschaftlicher
Lehranstalten" war im vorigen Jahre von dieser Stelle ans der Antrag gestellt worden, es möge
die Königliche Staatsregiernng ersucht werden, doch ihrerseits höhere Leistungen für die Winterschnlen
zu gewähren,da die vom Staate gegebenen Leistungenzu den Aufwendungen,welche die Provinz
macht, in gar keinem Verhältnis ständen. Wie Sie aus dem Etat ersehen, wendet jetzt die Provinz
rund 92 000 Mark auf, wogegen der Staat nur 12 000 Mark aufwendet. Dieser Antrag, welcher
von dem vorjährigen Provinziallandtag an die Staatsregiernng gestellt und von der Landwirtschafts-
kammerunterstütztworden ist, hat insofern einen gewissen Erfolg gehabt, als die Königliche Staats¬
regierung den Zuschußder Landwirtschaftskammergegenüberum 5750 Mark erhöht und im übrigen
fich bereit erklärt hat, für jede neu zu grüudeudeWinterschuledie Summe von 1250 Mark dem¬
nächst zu bewilligen. Es muß ausdrücklich darauf hingewiesen werden, daß diese Bereitwilligkeitder
Staatsregiernng für die Förderung des landwirtschaftlichenWinterschulwesensderartige Mittel
aufzuwenden, als durchaus dankenswert anerkannt werden muß, daß aber leider eine Entlastung
durch diese Zuwendungen der Provinz gegenüber nicht stattgefunden hckt, und es wurde in der
Kommission deshalb auch dem Bedauern Ausdruck gegeben,daß sich die Staatsregierung ihrerseits
nicht zu weiteren Aufwendungenhat bestimmen lassen. Es wurde aber zugleich die Hoffnung aus¬
gesprochen, daß wahrscheinlich mit der Zeit eine Erhöhung auch dieses Staatsfonds wohl eintreten
dürfte, und deshalb von besonderen Anträgen in der Kommission abgesehen.

Da im übrigen die einzelnen Titel der Einnahmen und Ausgaben zu besoudcren
Bemerkungenkeinen Anlaß geben, so möchte ich den Antrag der IV. Fachkommission dem hohen
Hause unterbreiten:

„Der Provinziallandtag möge den Haushaltsplan für die laudwirtschnftliche Verwal¬
tung einschließlich der Haushaltspläne für die WeinbauschulenTrier, Kreuzuach und
Ahrweiler unverändert annehmen."
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Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung.— Es meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Hans
dem Antrage seiner IV. Fachkommission beigetrctenist.

Meine Herren! Ich möchte Ihnen vorschlagen, hier jetzt die Tagung zu beenden und die
übrigen Gegenständeder Tagesordnung auf die morgige Sitzung übergehen zu lassen. (Zustimmung.)

Wenn dagegenkein Bedenken in der Versammlungbesteht - und das scheint nicht der
Fall zn sein - dann werde ich für morgen folgende Gegenständeznr Verhandlung vorschlagen:
Eingänge, dann cvcntncllRest der heutigen Tagesordnung, ferner
Haushaltsplan über die Verwaltnngstosteuder Rheinischen Provinzial-Feuerverstcher.iugsausta t
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffendden Ankauf des Hauses Elisabethstraße

Nr. 9 in Düsseldorf.
Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmuseeuzu Bonn uud Trier. . .
Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,betreffenddie Erweiterungdes ProvMWlnmsemns

in Bonn. _„ ^, ^ c

Haushaltspläne der Provinzial-Heil- und Pflcgeanstaltenzu Audernach,Bonn, Düren, Gallhausen,
Grafenbcrg, Merzig und Iohannisthal.

Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses.betreffenddie Aenderungder Anstellungsverhaltmssc
der Aerzte an den Provinzial-Heil- und Pflcgeanstalten.

Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,betreffend Ermächtigungdes Provinzialansschnsses zur
Veräußerung eines zur Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg gehörigen Grundstückes.

Petitionen des deutschen Verbandes der Krankenpfleger und -Pflegerinnen.
Haushaltsplan für die erweiterteArmenpflege.
Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwesensder Rheinvrovmz.
Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfondsund des Ehrenbreitsteinerallgemeinen Armenfonds.
Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Branweiler.
Haushaltsplan des Landarmenhauseszu Trier.
Haushaltsplau über die Uuterstützuug milder Stiftuugen nnd Wohltätigtettsanstalten,sonne über die

Kosten zur Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern. Idioten, Blinden. Trmkernund
Krüppeln aus der Rheinprovinz. „ , , </ -, ^»..

Haushaltsplau über die Kosten der Leitung und Beaufsichtiguug der baulichen Unterhaltungsarbetteu.
sowie über den Fonds zur Erneuerung maschineller Aulagen in den Provmzmlanstalteu.

Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend die Aufnahmeeiner wetteren (dritten) An¬
leihe für Hochbauten. ^ ^ . ynillen-

Haushaltsplan für die Verwaltungder Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und ^'„en^

Berichtes Provwzialansschnsses.betreffend den Antrag des Abgeordnete«
höherer Mittel für die Herstellunguud Unterhaltung von Haussierten Wegen, zur Uebernahme
solcher durch die Provinzialverwaltungund zum Kreis- und Gememdwegebau.

Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie Gewährung von Beihilfen aus Fonds 4 und ^

Ber?^^ «ber die im Jahre ^ ^g. ^ng v.,
Beihilfen zn Armen- nnd Wegezweckengemäß § 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. ^nm 1902.
betreffend die Ueberweisung weitererDotationsrenten an die Provmzmlverbande.

Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltung.
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